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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Lebensmittel

L'initiative parlementaire visant à mettre en place un système de nutri-score pour les
aliments transformés a été retirée au profit du postulat 20.3913 de la CSSS-CN
chargeant le Conseil fédéral de répondre à une série de questions sur le sujet. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.06.2020
KAREL ZIEHLI

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die starke Betonung der Prävention auf allen Ebenen ging einher mit einem
wachsenden Unbehagen an der Schulmedizin, deren Zielsetzungen und Massnahmen
vermehrt hinterfragt wurden. In einer parlamentarischen Initiative verlangte Nationalrat
Hafner (gp, BE; Pa.Iv. 89.222), dass die Bundesbehörden ihre Unterstützung der
gesamtschweizerischen Impfkampagne gegen Masern, Mumps und Röteln (MMR) sofort
einstellen sollten, da dadurch ein faktischer Impfzwang geschaffen werde, der die
freiheitlichen Grundrechte verletze. Das allgemein grosse Interesse für alternative
Heilmethoden kam in einem vom Nationalrat überwiesenen Postulat Hafner (Po.
89.538) zum Ausdruck, welches die Berücksichtigung der Erfahrungsmedizin
insbesondere in der Arzneimittelkommission anregte, und das von 100
Parlamentarierinnen und Parlamentariern mitunterzeichnet worden war. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.1989
MARIANNE BENTELI

Die föderalistische Struktur unseres Gesundheitswesens erscheint Kritikern denn auch
gerade im Hinblick auf diese globalen Gesundheitsbedrohungen als problematisch.
Etwas breiteren Spielraum für die Landesregierung könnte eine im Ständerat
eingereichte parlamentarische Initiative Jelmini (cvp, TI; Pa.Iv. 90.226) bringen, die
anregt, in die Bundesverfassung sei eine Bestimmung aufzunehmen, welche vorsieht,
dass der Bund zum Schutze der Gesundheit und zur Verhütung von Unfällen
Vorschriften erlassen und den Vollzug regeln kann. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.02.1990
MARIANNE BENTELI

Ständerat Jelmini (cvp, TI) zog seine parlamentarische Initiative für einen Artikel 24 BV
zurück, welcher ermöglichen sollte, dass der Bund zum Schutz der Gesundheit und zur
Verhütung von Unfällen Vorschriften erlassen und den Vollzug regeln kann. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.08.1991
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat unterstützte gegen den Willen der SP eine parlamentarische Initiative
Hochreutener (cvp, BE), welche verlangt, dass bei medizinisch begründeten
ausserkantonalen Hospitalisierungen der Kanton sowohl in den öffentlichen oder
öffentlich subventionierten Spitälern als auch in den privaten Kliniken die allfällige
Differenz zwischen Kostenbeteiligung der Krankenkassen und den Tarifen der
betreffenden Institution zu übernehmen hat. Der Initiant begründete dies unter
anderem damit, dass die öffentlichen Spitäler oftmals restlos überfordert seien,
während in den Privatkliniken Betten frei wären. Gemäss geltendem KVG sei es den
Kantonen praktisch nicht möglich, mit ausserkantonalen Privatspitälern Abkommen
über die Tarife zu vereinbaren. Die Gegner der Initiative warnten vor einem neuerlichen
Kostenschub und verwiesen darauf, dass auch unter dem geltenden Gesetz die
Möglichkeit besteht, dass ein Kanton mit einer ausserkantonalen Privatklinik ein
Abkommen trifft, welches die Kostenbeteiligung regelt. Der Initiative wurde mit 71 zu 53
Stimmen Folge gegeben. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.1997
MARIANNE BENTELI
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In den letzten Jahren waren in der Presse immer wieder Berichte erschienen über die
Zwangssterilisation geistig behinderter Menschen nicht nur im nationalsozialistischen
Deutschland und in anderen europäischen Ländern seither, sondern auch in der
Schweiz. Nationalrätin von Felten (gp, BS) hatte kurz vor ihrem Ausscheiden aus dem
Parlament eine parlamentarische Initiative eingereicht, welche für Personen, die gegen
ihren Willen oder unter psychischem Druck sterilisiert worden sind, eine angemessene
Entschädigung verlangt. Auf Antrag der Rechtskommission wurde der Initiative
einstimmig Folge gegeben. Die Kommission will zudem prüfen, ob und unter welchen
Voraussetzungen Sterilisationen ohne Einwilligung der Betroffenen rechtmässig sind.

Die Schweizerische Akademie der medizinischen Wissenschaften, deren Richtlinien von
1981 derartige Eingriffe als unzulässig bezeichnet, hielt es für angezeigt, ihre Praxis zu
überdenken. Danach soll eine Sterilisation auch dann möglich sein, wenn eine Person
deren Tragweite nicht ganz versteht. Die SAMW begründete ihre neuen Richtlinien mit
dem Recht auf gelebte Sexualität. Der Eingriff soll dann erlaubt sein, wenn alle
reversiblen Formen der Schwangerschaftsverhütung nicht möglich sind 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2000
MARIANNE BENTELI

Wer gegen seinen Willen sterilisiert oder kastriert wurde, was vielen geistig behinderten
Menschen auch in der Schweiz widerfuhr, soll für diesen schweren Eingriff in die
psychische und physische Integrität entschädigt werden. Zudem gilt es, künftige
Missbräuche zu verhindern. Beides soll in einem neuen Gesetz geregelt werden, das auf
eine parlamentarische Initiative der ehemaligen Nationalrätin von Felten (gp, BS)
zurückgeht und vom Bundesrat Ende März in die Vernehmlassung gegeben wurde. Das
Gesetz will die Sterilisation nur dann erlauben, wenn die betroffene Person volljährig ist
und ihre Einwilligung erteilt. Ist die Person jünger oder aufgrund ihrer geistigen
Behinderung auf Dauer urteilsunfähig, ist der Eingriff nur unter strengen
Voraussetzungen und mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde erlaubt. In allen
anderen Fällen wird die Zwangssterilisation als schwere Körperverletzung im Sinn des
Strafgesetzbuches geahndet. Opfer von vergangenen zwangsweisen Sterilisationen oder
Kastrationen sollen im Rahmen des Opferhilfegesetzes entschädigt werden. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Im November des Vorjahres hatte das Eidg. Versicherungsgericht entschieden, dass die
Kantone aufgrund des seit 1996 in Kraft stehenden KVG ab 2001 in den öffentlichen und
öffentlich-subventionierten Spitälern auch bei einer privaten oder halbprivaten
Hospitalisierung den hälftigen Sockelbeitrag an die Betriebskosten bezahlen müssen,
was eine finanzielle Mehrbelastung von rund 700 Mio Fr. pro Jahr bedeutet hätte,
welche die Kantone ohne Steuererhöhungen als nicht verkraftbar erachteten. hier Sie
wandten sich deshalb mit der Bitte ans Bundesparlament, den Kostenschub erträglicher
zu machen. Die SGK des Ständerates bemühte sich daraufhin gemeinsam mit den
Kantonen und Santésuisse (ehemals KSK) um eine Lösung, die sowohl der an sich klaren
Rechtslage, welche die Kantone in den letzten sechs Jahren nicht hatten wahrhaben
wollen, als auch deren finanziellen Möglichkeiten Rechnung trägt. Zur Diskussion
standen eine vorgezogene Änderung der Spitalfinanzierungsbestimmungen im KVG, wie
sie die zweite Teilrevision ohnehin vorsieht, oder eine Übergangslösung mit einem
dringlichen Bundesgesetz.

Auf Antrag der SGK, welche ihre Vorschläge in die Form einer ausformulierten
parlamentarischen Initiative gekleidet hatte, stimmte der Ständerat einem dringlichen
Bundesbeschluss zu, welcher die Kantonsbeteiligung schrittweise einführt, dabei aber
auf die Abgeltung der effektiven Kosten verzichtet und stattdessen von den Tarifen der
allgemeinen Spitalabteilungen ausgeht, womit die Mehrbelastung der Kantone um 200
Mio Fr. pro Jahr reduziert wird. 2002 werden 60% des geschuldeten Betrages von den
Kantonen übernommen, 2003 80% und 2004 100%, was zu jährlichen Mehrkosten für
die Kantone von 300, 400 und schliesslich 500 Mio Fr. führt. Im Nationalrat versuchte
eine knappe Kommissionsmehrheit unter den Abgeordneten Gutzwiller (fdp, ZH),
Verwaltungsrat der grössten Privatspital-Betreiberin der Schweiz (Hirslanden), und Zäch
(cvp, AG), Direktionspräsident des privaten Paraplegikerzentrums Nottwil (LU), zu
erreichen, dass die Kantone ihre Beiträge auch an die privaten Spitäler, die auf der
kantonalen Spitalliste stehen, entrichten müssen. Mit 101 zu 64 Stimmen schloss sich im
Plenum aber eine Mehrheit der CVP und der FDP dem Antrag der SP an, die Frage der
Privatspitäler erst im Rahmen der 2. KVG-Revision anzugehen. Auf Wunsch der
Bundeskanzlei, die geltend machte, dass es noch nie ein sowohl dringliches als auch
(für das Jahr 2002) rückwirkendes Bundesgesetz gegeben habe, beantragte die
Kommission, auf die Dringlichkeit zu verzichten. Das Plenum liess sich aber von einem

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2002
MARIANNE BENTELI
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positiven Gutachten des Bundesamtes für Justiz sowie vom Argument überzeugen, die
Angelegenheit sei in erster Linie durch die uneinsichtige Haltung der Kantone
verschleppt worden, weshalb jetzt unbedingter Handlungsbedarf bestehe. Mit 128 zu 1
Stimmen wurde die Dringlichkeit bejaht und später mit 157 zu 7 Stimmen bestätigt. In
der Schlussabstimmung wurde die Vorlage von beiden Kammern einstimmig
verabschiedet. Mit dem Argument, der EVG-Entscheid sei bereits für 2002
vollumfänglich anzuwenden, reichte die Krankenkasse Assura das Referendum gegen
den dringlichen Bundesbeschluss ein. 8

Mit etwas über 77% Ja nahmen die Stimmberechtigten am 9. Februar das im Vorjahr im
Dringlichkeitsverfahren erlassene Bundesgesetz über die Spitalkostenfinanzierung
deutlich an. Dieses war nach einem Urteil des Eidg. Versicherungsgerichts von 2001
notwendig geworden. Gegen den Beschluss, der die Kantone verpflichtet, ab 2002
stufenweise den Sockelbeitrag für die stationäre Behandlung in einem öffentlichen
oder öffentlich-subventionierten Spital auch für jene Patientinnen und Patienten zu
übernehmen, die eine Zusatzversicherung abgeschlossen haben, war von der
Krankenkasse Assura, die geltend machte, der EVG-Entscheid sei bereits 2002
vollumfänglich anzuwenden, das Referendum eingereicht worden. Der Bundesrat, die
Kantone, alle namhaften Parteien sowie mit Ausnahme von Assura und Supra sämtliche
Krankenversicherer warben für ein Ja zum Bundesbeschluss, da es bei einer Ablehnung
zu endlosen Rechtsstreitigkeiten und voraussichtlich zu Steuererhöhungen in den
Kantonen gekommen wäre. Da dem Ansinnen der Assura von Anfang an keine Chancen
eingeräumt wurden, warf die Abstimmungskampagne keine hohen Wellen. Am
deutlichsten wurde das Bundesgesetz in den Kantonen Genf, Neuenburg, Basel-Stadt,
Luzern und Graubünden angenommen, die Ja-Mehrheiten von über 80% auswiesen. Die
geringste Ablehnung (gut 30% Nein-Stimmen) erfolgte im Kanton Waadt, in dem die
Assura als Krankenversicherer besonders präsent ist.

Abstimmung vom 9. Februar 2003

Beteiligung: 28,7%
Ja: 1 028 673 (77,3%)
Nein: 301 128 (22,7%)

Parolen:
– Ja: CVP, EVP, FDP, GP, Lega, LP, SD, SP, SVP (2*); SGB, Travail Suisse, SBV, SGV,
Santésuisse, SDK.
– Nein: FP, EDU.
– Stimmfreigabe: PdA; SAGV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.02.2003
MARIANNE BENTELI

Mit 152 zu 9 Stimmen gab der Nationalrat klar einer parlamentarischen Initiative Gross
(sp, TG) für die Einführung eines einheitlich ausgestalteten Patiententestaments Folge.
Der Persönlichkeitsschutz gemäss Zivilgesetzbuch soll durch eine Bestimmung ergänzt
werden, wonach schriftlichen Weisungen von Patienten und Patientinnen bezüglich
medizinischer Behandlungsmassnahmen und des Rechts auf einen würdevollen Tod
gesetzlich verbindliche Wirkung zukommt, soweit diese nicht im Widerspruch mit der
Rechtsordnung stehen und zum Zeitpunkt des Todes dem aktuellen oder
mutmasslichen Willen der Betroffenen noch entsprechen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2003
MARIANNE BENTELI

Die nationalrätliche Rechtskommission war 2000 einstimmig mit einer
parlamentarischen Initiative von Felten beauftragt worden, ein Entschädigungsgesetz
für die Opfer von Zwangssterilisationen auszuarbeiten. Die konkrete Umsetzung – die
Kommission schlug eine pauschale Genugtuungszahlung von 5000 Fr. pro Fall vor – war
nun aber bedeutend umstrittener. Im Einvernehmen mit dem Bundesrat, der kein
Präjudiz für spätere anderweitige Wiedergutmachungen an Opfer behördlicher
Fehleinschätzungen (beispielsweise ehemalige Verdingkinder oder Zwangsinternierte in
der Psychiatrie) schaffen wollte, sprachen sich SVP und FDP gegen die Entschädigungen
aus. Es wurde argumentiert, die Zwangssterilisationen seien im Zeitpunkt ihrer
Durchführung als angemessen empfunden worden, weshalb Entschädigungszahlungen
eine fragwürdige Vergangenheitsbewältigung ohne genügende verfassungsrechtliche
Grundlage darstellen würden. SP, Grüne und CVP vertraten hingegen die Auffassung,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2004
MARIANNE BENTELI
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derart formaljuristische Argumentationen seien rechtsstaatlich unsensibel, der Staat
habe die Pflicht, ein in seinem Namen begangenes Unrecht wieder gutzumachen. Mit 91
zu 84 Stimmen wurden die Anträge des Bundesrates sowie eines Vertreters der SVP auf
Nichteintreten abgelehnt. Gehör fand der Bundesrat dann aber im Ständerat, der sich
mit 28 zu 8 Stimmen gegen Eintreten aussprach, worauf sich der Nationalrat mit 103 zu
66 anschloss.

Unbestritten war in beiden Kammern hingegen das eigentliche Sterilisationsgesetz.
Dieses betrifft vor allem die rund 50'000 geistig behinderten Menschen, die in
gemischtgeschlechtlichen Heimen leben, in denen Sexualität kein Tabu mehr ist. Um
hier unerwünschte Schwangerschaften zu vermeiden, soll die Sterilisation als ultima
Ratio zugelassen werden, allerdings unter strengen Bedingungen: sie ist erst ab 18
Jahren möglich und darf nur im Interesse der betroffenen Person vorgenommen
werden. 11

Auf den 1. Juli setzte der Bundesrat das im Dezember 2004 verabschiedete neue
Sterilisationsgesetz in Kraft. Eingriffe, wie sie bis in die achtziger Jahre des 20.
Jahrhunderts vorkamen, und die nach heutiger Auffassung teilweise missbräuchlich
erscheinen, sollen sich nicht wiederholen. Dauernd urteilsunfähige Personen dürfen
künftig nur noch in Ausnahmesituationen und mit Zustimmung der
vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde sterilisiert werden. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2005
MARIANNE BENTELI

Keinen Erfolg hatte eine parlamentarische Initiative Teuscher (gb, BE), welche verlangte,
alle Handypackungen mit dem Hinweis zu versehen, dass der Gebrauch von
Mobilfunkgeräten die Gesundheit, insbesondere bei Kindern und Jugendlichen,
beeinträchtigen bzw. schädigen kann. Da noch wenig über die effektiven Risiken,
welche mit der täglichen Nutzung eines Mobiltelefons verbunden sind, bekannt ist,
sollten solche präventive Hinweise von den Handyherstellern auf den Verpackungen
angebracht werden, bis verlässliche und abschliessende Daten über die Gefahren
vorliegen. Die Kommission des Nationalrates beantragte mit 16 zu 5 Stimmen eine
Ablehnung der parlamentarischen Initiative, weil die langfristigen Auswirkungen und
Risiken der Handynutzung nicht bekannt seien. Auch der Nationalrat beschloss mit 50
zu 109 Stimmen der Initiative keine Folge zu leisten. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2008
LINDA ROHRER

Eine parlamentarische Initiative Meyer-Kaelin (cvp, FR) forderte den Bundesrat auf, die
notwendigen gesetzlichen Massnahmen zu treffen, damit die Prävention von Suizid bei
Jugendlichen und jungen Erwachsenen ausdrücklich in der Gesetzgebung zur
Prävention und Gesundheitsförderung geregelt wird. Die Kommission des Nationalrates
beantragte mit 13 zu 9 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Diese Ablehnung
setzte sich zusammen aus einem Teil, welcher eine explizite gesetzliche Grundlage als
nicht notwendig erachtete und einem anderen Teil, welcher den Zeitpunkt der Initiative
für falsch hielt und einen solchen Antrag lieber im Rahmen der Besprechung der
Botschaft zum Bundesgesetz über Prävention und Gesundheitsförderung sehen wollte.
Dementsprechend lehnte der Nationalrat die parlamentarische Initiative mit 81 zu 62
Stimmen ab. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.04.2009
LINDA ROHRER

Eine parlamentarische Initiative Menétrey-Savary (gp, VD) forderte eine verstärkte
Prävention gegen Spielsucht. Dazu sollte das Spielbankengesetz in dem Sinne revidiert
werden, dass 0,5% des Bruttospielertrages in einen Fonds zu geben sind, welcher für
die Prävention und Bekämpfung der Spielsucht bestimmt wäre. Weiter verlangte sie,
dass das Spielbankengesetz und das Lotteriegesetz bezüglich Präventionsmassnahmen
und Verwaltung des Fonds harmonisiert werden. Eine Mehrheit der Kommission des
Nationalrates betrachtete die bestehende Gesetzgebung und die geleisteten
Anstrengungen als genügend und empfahl daher, der Initiative keine Folge zu leisten.
Dem folgte auch der Nationalrat mit 104 zu 63 Stimmen. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.05.2009
LINDA ROHRER
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Die beiden Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK-NR, WBK-SR)
hiessen 2014 eine parlamentarische Initiative von Ständerat Neyrinck (cvp, VD) gut. Mit
diesem bereits 2012 eingereichten Vorstoss wollte der Initiant in die damals
angelaufene Revision des Fortpflanzungsmedizingesetzes (FMG) eingreifen und die
Eizellenspende zulassen. Das Anliegen tangiert inhaltlich auch die Debatte um die
Revision des Artikels 119 der Bundesverfassung, welche am 14. Juni 2015 zur
Abstimmung kommt. Dort werden die Normen für die Präimplantationsdiagnostik (PID)
überarbeitet. Neyrinck gab bei der Einreichung zu bedenken, dass es weder einen
biologischen noch einen ethischen Grund gebe, zwischen den zwei Arten von
Keimzellen (Samenzellen und Eizellen) zu unterscheiden. Da die Spende von
Samenzellen erlaubt ist, soll dies entsprechend auch für Eizellen gelten. Explizit
ausgeschlossen bleiben soll dagegen die Spende von Embryonen und die
Leihmutterschaft. Die behandelnden Kommissionen gaben dem Anliegen in der ersten
Jahreshälfte 2014 Folge und im August des selben Jahres hat die WBK des Nationalrates
beschlossen, zur Ausarbeitung eines Entwurfs eine Subkommission einzusetzen.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.04.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Behandlungsfrist für die zwei Jahre zuvor von beiden SGK angenommene
parlamentarische Initiative Joder (svp, BE) zur gesetzlichen Anerkennung der
Verantwortung der Pflege wurde um zwei Jahre verlängert. Mit der Initiative soll das
Krankenversicherungsgesetz so angepasst werden, dass die Pflegefachpersonen einen
Teil ihrer Leistungen in eigener Verantwortung erbringen können. Die Fristerstreckung
wurde mit nötigen, weiteren Arbeiten im Hinblick auf einen Erlassentwurf begründet,
die in der Folge angegangen werden sollen. Sobald ein definitiver Vorentwurf vorliegt,
wird die SGK über die Durchführung eines Vernehmlassungsverfahrens entscheiden.
Das Nationalratsplenum folgte diskussionslos dem einstimmigen Antrag seiner
Kommission. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Aufgrund einer im Jahr 2014 Folge geleisteten parlamentarischen Initiative Egerszegi
(fdp, AG) wurde eine Anpassung im Bundesgesetz über die Neuordnung der
Pflegefinanzierung angestossen. Grund für den Vorstoss waren unklare Regelungen im
seit Anfang 2011 in Kraft stehenden Gesetz, wobei vor allem die Restfinanzierung von
Pflegekosten betroffen war. Mithilfe der verlangten Teilrevision soll die Zuständigkeit
für die Restfinanzierung von Pflegeleistungen für ausserkantonale Patientinnen und
Patienten im stationären und ambulanten Bereich geregelt, die Freizügigkeit unter
anerkannten Leistungserbringern gewährleistet sowie eine bessere und transparente
Abgrenzung der Pflegekosten von den Betreuungskosten vorgenommen werden.
Entsprechendes war von anderen Sozialpolitikerinnen bereits in weiteren Vorstössen
gefordert worden. Im Vorfeld hatte die SGK des Ständerates bereits Abklärungen
innerhalb der Gesundheitsdirektorenkonferenz vornehmen lassen, diese konnte sich
jedoch schliesslich nicht auf eine Version festlegen. Diese Uneinigkeit war ein
mitentscheidender Grund für die Initiative. Nachdem beide Kommissionen für
Gesundheit und soziale Sicherheit der Initiative Folge gegeben haben, dürften sich die
entsprechenden Mängel nun beheben lassen. Hintergrund bleibt das Bestreben des
Gesetzgebers, dass kein Patient wegen einer Pflegebedürftigkeit sozialhilfeabhängig
wird, weswegen der Selbstbehalt bei den Pflegekosten in Pflegeheimen beschränkt
wurde. Die Folge waren fallweise sehr hohe Betreuungskosten, die die Patienten um ein
Vielfaches belasten, weil mangels Transparenz viele Pflegeleistungen als
Betreuungsleistungen deklariert worden seien. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Eine parlamentarische Initiative Steiert (cvp, FR) wurde 2014 nach einer längeren
Vorgeschichte doch noch im Nationalrat behandelt. Mitte 2012 hatte der Initiant
gefordert, Pauschalentschädigungen für die Hilfe und Pflege zu Hause von den
Steuern zu befreien. Entsprechend seien das Bundesgesetz über die direkte
Bundessteuer (DBG) und das Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten
Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) anzupassen. Pflegebedürftigen werde
durch eine Betreuung im gewohnten Umfeld viel Lebensqualität erhalten und der Wert
dieser Pflegeleistungen solle von der Gesellschaft gewürdigt werden. Pflegenden sei es
zu verdanken, dass der Eintritt ihrer Angehörigen in ein Alters- oder Pflegeheim oder in
eine Spezialinstitution so lange wie möglich hinausgezögert werden kann, wodurch die
Gemeinschaft substanzielle Kosten einsparen könne. Die – symbolischen –
Entschädigungen sollten im Sinne einer Anerkennung steuerfrei werden, so die
Begründung. In der nationalrätlichen WAK hatte das Ansinnen zunächst Gehör gefunden
und es war Folge gegeben worden, allerdings nur mit Stichentscheid des Präsidenten.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Anders hatte die Schwesterkommission entschieden, welche der Initiative ihre
Zustimmung versagt hatte. In der folgenden Wiedererwägung im Vorfeld der
parlamentarischen Debatte schwenkte die Kommission des Nationalrates um und
beantragte dem Plenum, diesmal mit 13 zu 12 Stimmen, die Ablehnung der Initiative. Als
Argumente dienten jene der WAK-SR: Zum einen würden von den Abzügen mehrheitlich
Besserverdienende profitieren, zum anderen wurde bezweifelt, ob die Abzüge
tatsächlich dazu führen würden, dass Angehörige vermehrt Pflegeleistungen zu Hause
übernehmen würden. Im Plenum stellte der Initiant sein Anliegen nochmals vor, wobei
es ihm gelang, seine Kolleginnen und Kollegen zu überzeugen. 112 folgten ihm, 59
lehnten den Vorstoss ab. Damit wird es 2015 am Ständerat liegen, definitiv über das
Geschäft zu entscheiden. 18

Die Durchsetzung von Qualität und Transparenz in der Gesundheitsversorgung war Ziel
von Ruth Humbel (cvp, AG), als sie ihre Motion Ende 2014 zu diesem Anliegen
eingereicht hatte. Noch bevor jene Motion in den Räten behandelt wurde, setze
Humbel mit einer parlamentarischen Initiative nach. Es müssten im Interesse der
Patientinnen und Patienten sowie der Prämienzahlenden und vor dem Hintergrund der
steigenden Gesundheitskosten Qualitätsunterschiede als solche erkennbar gemacht
werden, so die Begründung der Initiantin. Ungenügende Qualität oder mangelnde
Qualitätsindikatoren müssten tarifwirksam werden und als Sanktionsmassnahme
einsetzbar sein. Der Faktor Qualität sowie auch die Wirtschaftlichkeit seien bei der
Tarifgenehmigung durch die Behörden zu prüfen und zu berücksichtigen. 
Anfang 2016 gab die SGK-NR der von 22 Nationalrätinnen und Nationalräten
mitunterzeichneten Initiative Folge. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.01.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die SGK-SR gab der parlamentarischen Initiative Humbel (cvp, AG) "Qualität und
Transparenz in der Gesundheitsversorgung durchsetzen" ebenfalls Folge, nachdem die
Schwesterkommission bereits Ende Januar das Anliegen unterstützt hatte. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Während der Sommersession 2016 befasste sich der Nationalrat mit einer
parlamentarischen Initiative Carobbio Guscetti (sp, TI), welche eine landesweite
Bewilligungspflicht für besonders kostspielige medizin-technische Geräte zum Inhalt
hatte. Die Initiantin begründete ihr Anliegen damit, dass ein Überangebot
entsprechender Geräte zu einer erhöhten Nachfrage nach diagnostischen Tests und in
der Folge auch zu höheren Gesundheitskosten führe. In Kantonen wie dem Tessin,
Neuenburg oder Jura existierten bereits vergleichbare Regelungen. Während Carobbio
Guscetti von ihrem Parteikollegen und SGK-SR-Minderheitensprecher Pierre-Alain
Fridez (sp, JU) Rückendeckung erhielt, empfahl Thomas de Courten (svp, BL) im Namen
der Kommissionsmehrheit, der Initiative keine Folge zu geben. Dabei argumentierte er
mit der bestehenden Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen, in welche
eingegriffen würde. Stattdessen erachte die Kommission Massnahmen zur
Wettbewerbsstärkung im Gesundheitswesen als angezeigt. Mit 137 zu 52 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab der Nationalrat dem Geschäft keine Folge. Die Fraktionen der SP und
der Grünen stimmten zusammen mit einer Person aus der SVP geschlossen für
Folgegeben. Die restlichen Fraktionen lehnten die Initiative ab. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem die SGK-NR im Juni 2016 die Anliegen der parlamentarischen Initiative
«Qualität und Transparenz in der Gesundheitsversorgung durchsetzen» in die
Beratung des Bundesratsgeschäft «KVG. Stärkung von Qualität und Wirtschaftlichkeit»
integrieren wollte, der Ständerat auf dieses Geschäft jedoch nicht eingetreten war,
entwarf sie im April 2018 mit 18 zu 0 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) ein neues Konzept.
So beantragte sie eine Ergänzung des Artikels 43 im KVG, gemäss der sich Tarife und
Preise an der Entschädigung von Leistungserbringenden ausrichten sollten, «welche die
tarifierte obligatorisch versicherte Leistung in der notwendigen Qualität effizient und
günstig erbringen». Zudem solle die Behandlungsfrist des Geschäfts um zwei Jahre
verlängert werden, damit geschaut werden könne, ob das Anliegen im Rahmen des
obengenannten Bundesratsgeschäfts – auf das in der Zwischenzeit beide Räte
eingetreten waren – bereits erfüllt werde. In der Sommersession 2018 unterstützte der
Nationalrat diese beiden Forderungen. Sein Schwesterrat folgte diesem Entscheid im
Frühjahr 2019. Nachdem das Anliegen im Erlassentwurf des Bundesratsgeschäft erfüllt
wurde, empfahl die SGK-NR ihrem Rat einstimmig, die parlamentarische Initiative

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2016
JOËLLE SCHNEUWLY
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abzuschreiben. 22

Joders (svp, BE) parlamentarische Initiative zur Gleichstellung diverser
Spitexorganisationen erhielt einen Dämpfer, als die SGK des Ständerates ihr die
Unterstützung versagte. Deutlich, mit 12 zu einer Stimme, waren die
Gesundheitspolitikerinnen und Gesundheitspolitiker der kleinen Kammer der Ansicht,
die hauswirtschaftlichen Leistungen der gewinnorientierten Spitex-Organisationen
nicht von der Mehrwertsteuerpflicht befreien zu wollen. Begründet wurde dieser
Entscheid mit möglichen Abgrenzungsproblemen. Bevor eine rechtliche Gleichstellung
der öffentlichen und der privaten Spitex angestrebt werden könne, bedürfe es überdies
weiterer Abklärungsarbeiten. Besonders in finanziellen Aspekten gebe es offene Punkte
– zum Beispiel betreffend Mehrwertsteuer, betreffend Beiträge zur Förderung von
Altershilfe und auch in Bezug auf die Mengensteuerung –, die noch traktandiert werden
müssten. Ferner zeigten sich die Kommissionsangehörigen skeptisch, ob private Spitex-
Dienstleister überhaupt gewillt seien, gleiche Pflichten auferlegt zu bekommen wie die
öffentlichen Spitexorganisationen.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.07.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In der Herbstsession befasste sich der Ständerat mit einem Gesetzesentwurf, der aus
einer 2014 angenommenen parlamentarischen Initiative Egerszegi (fdp, AG)
hervorgegangen war. Die Initiantin machte sich für eine bessere Regelung der
Restfinanzierung von Pflegeleistungen stark, wobei sie den Fokus auf die Freizügigkeit
unter anerkannten Leistungserbringern legte. 
Die SGK des Ständerats hatte sich nach Folgegeben der Initiative mit der Vorlage
befasst und einen Entwurf vorgelegt, der Artikel 25 des KVG betrifft. Dort soll geregelt
werden, dass der Wohnsitzkanton der versicherten Person für die Restfinanzierung
zuständig sein soll und dass der Aufenthalt in einem Pflegeheim keine neue
Zuständigkeit begründet. Diese Regelung orientiert sich am ELG, wo diese
Kostenaufteilung ebenso vorgesehen ist und zu einer markanten Abnahme von
Zuständigkeitsstreitigkeiten geführt hat. 
Den Beratungen in den beiden Räten ging eine Vernehmlassung voraus, worin die
vorgeschlagene Gesetzesänderung auf grosse Zustimmung stiess, gleichzeitig aber als
zu wenig weit gehend kritisiert wurde. Negativ äusserten sich die Verbände der
Leistungserbringer, die in der Neuregelung einen erhöhten Verwaltungsaufwand
orteten. Versicherer und Parteien sowie auch Patientenorganisationen zeigten sich
offen gegenüber der Revision. Ihre einzige Befürchtung war, dass Patientinnen und
Patienten finanziell belastet würden, falls die ausserkantonal erbrachten
Pflegeleistungen teurer seien als die vom Wohnsitzkanton festgelegten Tarife. 
Im Ständerat war die Vorlage unbestritten. SGK-Sprecherin Pascale Bruderer (sp, AG)
legte den Sachverhalt dar und stellte fest, dass damit eine Gesetzesänderung
präsentiert werde, die «sicherstellen soll, dass in jedem Fall klar ist, welcher Kanton für
die Restfinanzierung von Pflegeleistungen zuständig ist, die ambulant oder in einem
Pflegeheim erbracht werden.» Gesundheitsminister Berset unterstützte mit seinem
Votum das Vorhaben und beantragte dessen Annahme; ein Antrag, dem das Plenum
folgte: Der Entwurf wurde dem Nationalrat  mit 40 Stimmen einstimmig zur
Weiterbehandlung überwiesen. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Oktober 2016 wurde schliesslich das Aus der parlamentarischen Initiative Joder (svp,
BE) besiegelt. Nach dem Folgeleisten in der Kommission des Erstrates und dem Nein in
der Schwesterkommission war es eigentlich am Plenum des Erstrates, hierzu ein Urteil
zu fällen. So weit kam es jedoch nicht, die SGK des Nationalrates zog die Initiative
zurück. Begründet wurde dies mit den gleichen Vorbehalten, welche die SGK-SR
formuliert hatte. Mit 12 zu 7 Stimmen wurde der Rückzug beschlossen. Damit war das
Thema aber noch nicht vom Tisch, da sich bereits abgezeichnet hatte, dass hierzu eine
Kommissionsmotion eingereicht werden würde. Mit dieser sollten die noch zu grossen
Vorbehalte und offenen Fragen zu Joders Ansinnen angegangen werden. Die
Gleichstellung diverser Spitexorganisationen musste also fortan auf anderem Wege
angestrebt werden.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.10.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Nachdem der Ständerat die Umsetzung der parlamentarischen Initiative Egerszegi (fdp,
AG) zur Regelung der Restfinanzierung von Pflegeleistungen einstimmig nach Entwurf
der SGK-SR und im Sinne der Regierung dem Nationalrat überwiesen hatte, kam dieser
in der Wintersession 2016 dazu, die Vorlage zu behandeln. Auch im Nationalrat war der
Handlungsbedarf nach wie vor unbestritten, dennoch gab es einen Änderungsantrag der
SGK-NR. Mit 15 zu 5 Stimmen beantragte sie, den Gesetzesartikel noch um einen Satz zu
ergänzen. So sei zwar mit dem ständerätlichen Vorschlag geregelt worden, wie die
Kosten aufgeteilt würden, nicht aber, wie die Höhe der Kosten bemessen werde. Mit
der Ergänzung, wonach «die Regelungen der Restfinanzierung des Standortkantons»
gelten sollten, wollte die Kommission diesen Aspekt auch noch abdecken. Der
Wohnsitzkanton der Patientinnen und Patienten würde so zwar weiterhin die Kosten zu
tragen haben, diese würden jedoch nach den Regeln des Standortkantons festgelegt. So
könne vermieden werden, dass ungedeckte Restkosten verblieben, die unter
Umständen wieder den Patientinnen und Patienten zur Last fielen. Die Meinung, dass
diese weiterreichende Lösung zu bevorzugen sei, teilten nicht nur alle
Fraktionssprecherinnen und -sprecher, sondern sodann auch das Plenum, welches das
Geschäft nach neuem Entwurf und nun mit einer Differenz einstimmig mit 165 Stimmen
dem Ständerat zur Wiedererwägung zurückgab. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit einer parlamentarischen Initiative „Praxisorientierte Gestaltung der
Übergangspflege“ wollte Ruth Humbel (cvp, AG) das KVG dergestalt anpassen, dass die
Leistungen der Akut- und Übergangspflege vollumfänglich nach den Bestimmungen der
Spitalfinanzierung abgerechnet werden können. Diese Leistungen fallen nach einem
stationären Spitalaufenthalt an, wenn Patienten aus medizinischer Sicht zwar nicht
mehr hospitalisierungsbedürftig sind, jedoch gleichzeitig noch nicht wieder fähig sind,
den Alltag eigenständig zu bewältigen. Vor allem ältere Personen dürften nach
Entlassung aus der stationären Behandlung noch Schwierigkeiten haben, weswegen eine
Übergangspflege, die ebenfalls in einem stationären Umfeld stattfindet, hier ansetzen
kann. Die Pflegekosten werden gegenwärtig nach den Regeln der Spitalfinanzierung
aufgeteilt, die Hotelleriekosten müssen jedoch die Patienten selbst tragen. Die
Übergangspflege erfülle so ihren Zweck nicht, so die Initiantin. Folge sei, dass die
Patientinnen zu lange im Akutspital hospitalisiert oder dass sie zu früh entlassen
werden. Dies sei aber auch nicht zielführend. Die gegenwärtig geltende Dauer der
finanzierten Übergangspflege von 14 Tagen sei ferner zu kurz, wie auch der
Spitalverband H+ bestätigte. Auch hier sollte eine Justierung vorgenommen werden.
Die SGK-NR des Nationalrates gab der Initiative im November 2015 mit 17 zu 3 stimmen
und 2 Enthaltungen Folge. Sie war der Ansicht, dass die Leistungen der Akut- und
Übergangspflege vollumfänglich getragen werden sollen. Die Schwesterkommission
hiess das Anliegen aber nicht gut und gab der Initiative im Frühjahr 2016 keine Folge.
Mit 9 zu 2 Stimmen und 2 Enthaltungen vertrat die Kommission die Haltung, dass zuerst
die Evaluation der neuen Pflegefinanzierung abgewartet werden soll. Eine Änderung des
KVG zum gegenwärtigen Zeitpunkt erachtete sie deswegen als verfrüht.
Somit wurde die Initiative Ende 2016 im Plenum der grossen Kammer traktandiert. Mit 11
zu 8 Stimmen und einer Enthaltung beantragte die SGK-NR erneut, dem Vorstoss Folge
zu geben, eine Minderheit Herzog (svp, TG) stellte sich jedoch dagegen. Sie bezweifelte
nicht, dass es grundsätzlich Handlungsbedarf gebe, sondern kritisierte, dass nicht
genügend Fakten vorhanden seien. So sei beispielsweise die Evaluation der Neuordnung
der Pflegefinanzierung abzuwarten, die in Arbeit sei und per Herbst 2017 erwartet
werden könne. Die Kommissionsminderheit stellte sich damit auf den Standpunkt der
SGK-SR. Anders äusserte sich die Initiantin selbst, die mit zwei Argumenten den
Marschhalt abwenden wollte. Einerseits verwies sie auf die kurz zuvor verabschiedete
Nachbesserung der Pflegefinanzierung zur Gewährleistung der Freizügigkeit, wobei die
erwähnte Evaluation auch nicht abgewartet wurde. Und zweitens sei die Evaluation gar
nicht wegweisend, weil sie nicht das aufzudecken vermöge, was erwartet werde: Das
kleine Volumen von Übergangspflegeplätzen, gemessen am Total von
Langzeitpflegeplätzen, reiche nicht aus, um schlüssige Resultate zu erhalten. Die
Abstimmung fiel äusserst knapp aus: Mit nur einer Stimme Unterschied wurde die
Initiative abgelehnt. Alle Fraktionen stimmten geschlossen, aufgrund diverser Absenzen
reichte der Schulterschluss von FDP- und SVP-Fraktion aus, um die obsiegenden 94
Stimmen zu vereinen. Die Initiative war damit vom Tisch. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Die Restfinanzierung von Pflegeleistungen sorgte in der Folge für mehr Unstimmigkeit,
als bis anhin erwartet werden konnte – waren sich doch beide Räte jeweils recht
schnell einig geworden über ihre jeweilige Version. Nun wollte der Ständerat aber an
seiner Fassung festhalten. Die SGK-SR schlug allerdings eine Erweiterung des
betreffenden Artikels 25a Abs. 5 vor. Ständerätin Bruderer Wyss (sp, AG) legte die
Erwägungen der Kommission dar: Problematisch sei die Formulierung des Nationalrats
deshalb, weil sie zwar für die Patientinnen und Patienten eine Verbesserung bringen
würde, jedoch den Kantonen missfallen dürfte. Entsprechende Kritik hatte die GDK dem
Ständerat kundgetan; Grund genug für die Standesvertreterinnen und -vertreter, sich
für die Kantone einzusetzen. Kernpunkt der Kritik der GDK war, dass die vom
Nationalrat beschlossene Lösung grundsätzliche Kriterien des Föderalismus missachte:
So müsse der bezahlende Kanton eben auch die Regeln und den Umfang der
Finanzierung bestimmen können. Diese Ansicht teilte die SGK der Ständekammer und
wollte deswegen eine Präzisierung im Gesetz verankern. Die Wohnkantone müssten
demnach die Restfinanzierung nur entsprechend der Regelungen der Standortkantone
übernehmen, wenn keine innerkantonalen Pflegeheimplätze zur Verfügung stünden. Als
Alternative stand ein Einzelantrag Hösli (svp, GL) im Raum, der an der ursprünglichen
Fassung des Ständerats festhalten wollte. Das Plenum folgte seiner Kommission mit 35
Stimmen, der Antrag Hösli wurde lediglich mit 10 Stimmen unterstützt. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Der Ständerat hatte einen Beschluss im Sinne der Kantone gefasst, jedoch war die
Differenzbereinigung in Sachen Restfinanzierung von Pflegeleistungen damit noch
nicht abgeschlossen. Von Beginn weg war klar, dass der Nationalrat wieder Differenzen
offen lassen würde; zur Debatte standen ein Antrag der SGK-NR, den man als
«Festhalten, aber..» bezeichnen könnte, sowie ein Minderheitsantrag Heim (sp, SO) auf
Festhalten am ursprünglichen Beschluss des Nationalrates. 
Die Kommissionsmehrheit wollte den umstrittenen Passus um einen neuen Satz
ergänzen. Demnach soll der Standortkanton der Leistungserbringenden nach wie vor
die Rahmenbedingungen für die Restfinanzierung festlegen; neu war jedoch, dass
gegebenenfalls anderslautende Bedingungen in interkantonalen Vereinbarungen
definiert werden können. Damit liege das finanzielle Risiko zwar noch immer bei den
Wohnsitzkantonen, jedoch könnten bilaterale Verträge den Unsicherheiten Abhilfe
schaffen, erklärte die Kommission. Die Version des Ständerats sei hingegen nicht
tragbar, weil damit Patientinnen und Patienten möglicherweise umziehen müssten, falls
in ihrem Heimatkanton wieder Plätze in Pflegeheimen frei würden. Barbara Schmid-
Federer (cvp, ZH) sah im neuen Vorschlag eine neue Kompromisslösung und verkaufte
ihn als Schritt auf den Ständerat zu.  
Bea Heim eröffnete die Debatte im Nationalrat in der Sommersession 2017 und
unterstrich dabei die Bedeutung des Geschäftes. Man müsse sich um die Interessen der
Pflegebedürftigen kümmern und nicht um jene der Kantone. Sie erinnerte an die
Abstimmung nach der ersten nationalrätlichen Debatte, die mit 165 Stimmen
einstimmig eine Lösung hervorgebracht hatte, in der eine freie Wahl des Pflegeheims
festgelegt wurde. Dies sei einer freien Wohnsitzwahl auch im pflegebedürftigen Alter
gleichzusetzen, erklärte sie. Faktisch, so Heim weiter, bliebe es mit dem
ständerätlichen Vorschlag bei der Situation, dass nur wohlhabende Personen die
Möglichkeit hätten, in ein ausserkantonales Pflegeheim zu ziehen, beispielsweise um in
der Nähe ihrer Angehörigen zu sein. Das Finanzierungsrisiko bliebe so bei den
Patientinnen und Patienten. Gesundheitsminister Berset gab in der Debatte zu
Protokoll, dass die Regierung die Variante des Ständerats bevorzuge. Für die
Kommission äusserte sich abschliessend Ruth Humbel (cvp, AG), die verdeutlichte, dass
die ständerätliche Lösung analog jener bei den Ergänzungsleistungen im Sinne einer
freien Wahl des Pflegeheims durch die Pflegebedürftigen nicht zielführend sei. In der
Folge zog das Plenum den Vorschlag der SGK-NR dem Minderheitsantrag Heim auf
Festhalten an der ursprünglichen Version des Nationalrats mit 132 zu 51 Stimmen (bei
einer Enthaltung) vor. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Restfinanzierung von Pflegeleistungen entpuppte sich als Knacknuss. Nachdem im
Nationalrat weiterhin eine Differenz aufrecht erhalten wurde, zeichnete sich auch im
Ständerat ein erneutes Sperren gegen den nationalrätlichen Vorschlag ab. Für die
Kommission äusserte sich Bruderer Wyss (sp, AG), die zwar eine Annäherung der beiden
Räte feststellte, sich aber namens der Kommission nicht auf die neue Fassung einlassen
wollte. Es sei ein nicht überzeugender Beschluss, der die föderalistischen Bedenken
nicht beseitige.
Um einer Lösungsfindung Hand zu bieten, nahm die Kommission die vom Nationalrat

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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befürchtete Umplatzierung von Pflegeheimbewohnerinnen und -bewohnern auf. Diesen
Zustand wollte man auch im Ständerat nicht herbeiführen und suchte nach einer
Formulierung, um dies zu vermeiden. Die Kommission des Ständerates folgte dem
Nationalrat und schlug vor, dass der Wohnkanton die Restfinanzierung nach den Regeln
des Standortkantons des Leistungserbringers übernehmen müsse. Soweit deckte sich
der Vorschlag mit dem Beschluss des Nationalrates. Im Ständerat wollte man diese
Regel jedoch nur dann anwenden, wenn der versicherten Person zum Zeitpunkt des
Heimeintritts kein Pflegeheimplatz auf dem ganzen Kantonsgebiet des eigenen
Wohnkantons zur Verfügung gestellt werden kann. Um ausserkantonale
Umplatzierungen zu vermeiden, sollte ferner diese Restfinanzierung und damit auch
das Recht der versicherten Person, in einem Pflegeheim zu bleiben, für eine
unbeschränkte Dauer gewährleistet werden. Letzteres war die Neuerung des
Ständerates. Damit wollte man beim Prinzip einer föderalen Aufgabenteilung bleiben. 28

Die Regelung der Restfinanzierung von Pflegeleistungen drohte aus dem Ruder zu
laufen, als auch der Nationalrat nicht nachgab und auf seiner Position beharrte. Humbel
(cvp, AG) stellte in der Volkskammer klar, dass zwar Einigkeit herrsche bezüglich der
Zuständigkeit bei ausserkantonalen Pflegeheimaufenthalten, jedoch war noch nicht
geklärt worden, nach welcher gesetzlichen Grundlage der Betrag bemessen wird: Nach
jener des Standortkantons des Heims oder nach jener des Wohnsitzkantons der zu
pflegenden Person. Die SGK-NR blieb bei ihrer Grundhaltung, die Patienteninteressen
höher zu gewichten als die Kantonsinteressen, und deswegen sei auf die eigene
Formulierung zu beharren. Es dürfe nicht sein, dass die Wahlfreiheit der Patientinnen
und Patienten eingeschränkt werde. Demnach müsse es möglich sein, ohne Kostenfolge
auch in einem anderen Kanton gepflegt zu werden, um beispielsweise in der Nähe von
Verwandten sein zu können. Dem widerspreche auch eine innerkantonale
„Pflichtversetzung” in ein freies Bett eines Pflegeheims am anderen Ende des
Kantonsgebiets, wie es durch den ständerätlichen Vorschlag möglich wäre. Der
einstimmige Kommissionsantrag wurde vom Nationalratsplenum diskussionslos
gestützt. Somit musste eine Einigungskonferenz einberufen werden, um die verfahrene
Situation zu lösen. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Um die Lösung der Restfinanzierung von Pflegeleistungen nicht gänzlich zu
verunmöglichen, lag inzwischen das Produkt der Einigungskonferenz auf dem Tisch, der
mit 21 zu 5 Stimmen gefasst worden war. Es handelt sich dabei um mehr als einen
Kompromissvorschlag; faktisch wurde ein neuer Entwurf aufgegleist, wobei die
Bedürfnisse beider Räte aufgenommen worden waren. Zum Durchbruch verhalf
schliesslich die Differenzierung zwischen Pflegeleistungen, die ambulant erbracht
werden, und solchen, die stationär erbracht werden. Bei ambulanten Pflegeleistungen
sollen die Regeln der Restfinanzierung des Standortkantons des Heimes gelten. Bei
stationärer Pflege stellte sich die Situation etwas anders dar. Hierzu wollte man sich auf
eine Formulierung einigen, welche die „geografische Nähe” des Heimes zum Wohnort
beachtet. Mit dem Wortlaut „Kann der versicherten Person zum Zeitpunkt des
Heimeintritts kein Pflegeheimplatz in geografischer Nähe in ihrem Wohnkanton zur
Verfügung gestellt werden, übernimmt der Wohnkanton die Restfinanzierung nach den
Regeln des Standortkantons des Leistungserbringers” wurde eine für die Mitglieder der
Einigungskonferenz akzeptable Lösung gefunden. Das stellte auch
Kommissionssprecherin Bruderer Wyss (sp, AG) fest, die, unterstützt von Primin Bischof
(cvp, SO), im Ständerat für den Vorschlag der Einigungskonferenz einstand. Der
Ständerat folgte der Empfehlung und gab dem neuen Art. 25a Abs. 5 grünes Licht.

Gleichentags wie der Ständerat hatte der Nationalrat über den Vorschlag der
Einigungskonferenz zur Restfinanzierung von Pflegeleistungen zu befinden. Nachdem
die kleine Kammer bereits dem Vorschlag gefolgt war, hing es an den Nationalrätinnen
und Nationalräten, das Geschäft nicht fallen zu lassen. Ohne Diskussion folgte der
Nationalrat der Einigungskonferenz. Gleichwohl stellte SGK-Sprecherin Humbel (cvp,
AG) fest, dass die freie Pflegeheimwahl mit der neuen Formulierung in gewissem Masse
eingeschränkt bleibe. In dieser Sache appellierte sie an den „gesunden
Menschenverstand” der Kantone, die in Einzelfällen doch bei der Restfinanzierung
behilflich sein sollen, auch wenn der Pflegeheimaufenthalt ausserkantonal erfolge.
Letzteres sei gegenwärtig bei nur vier Prozent der Menschen zutreffend, die in Heimen
gepflegt werden. Das Geschäft war damit bereit für die Schlussabstimmungen. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Das geänderte KVG, genauer die Neuregelung der Restfinanzierung von
Pflegeleistungen, wurde noch in der Herbstsession 2017 von beiden Räten
gutgeheissen. Der Nationalrat verabschiedete den Vorschlag der Einigungskonferenz
mit 194 Stimmen einstimmig, ebenso wie der Ständerat, der mit 44 Ja-Stimmen die
Änderung guthiess. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Eine bereits 2015 eingereichte parlamentarische Initiative Frehner (svp, BS) wurde 2017
auch von der zweiten Gesundheitskommission befürwortet. Darin ging es um eine
Sanktionsmöglichkeit gegen Spitäler, die ihre Daten den Tarifpartnern nicht transparent
und fristgerecht mitteilten. Mit einer Revision des KVG sollte erreicht werden, dass
fehlbaren Häusern der Referenztarif um bis zu 10 Prozent gesenkt werden könnte. Der
Basler leitete die Notwendigkeit einer solchen Anpassung aus einer bundesrätlichen
Stellungnahme zu einer Interpellation ab, in der die Regierung eingeräumt hatte, dass
bezüglich Kostentransparenz der Spitäler und weiterer Institutionen (Geburtshäuser,
Pflegeheime) keine Mittel zur Durchsetzung vorhanden seien. Die Kenntnis der
Spitaldaten sei jedoch erforderlich, um im System der neuen Spitalfinanzierung die
Referenztarife ermitteln zu können, weswegen eine Beteiligung aller Spitäler essentiell
sei.
Die SGK des Nationalrates hatte der Initiative bereits Ende 2016 mit 12 Stimmen
einstimmig (gleichwohl mit fünf Enthaltungen) Folge gegeben. Mit dem identischen
Stimmenverhältnis unterstützte auch die ständerätliche Kommission das Anliegen. Der
Ball lag somit bei den Gesundheitspolitikerinnen und Gesundheitspolitikern des
Nationalrates, hierzu einen Erlassentwurf zu erarbeiten. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Thomas Weibel (glp, ZH) im September
2017 eine Gebühr, welche bei der Konsultation im Spitalnotfall anfallen soll. Diese soll
sich in der Grössenordnung von CHF 50 bewegen und nicht an die Franchise oder an
die Kostenbeteiligung angerechnet werden können. Nicht von dieser Regelung
betroffen sollen Personen sein, welche ärztlich zugewiesen wurden, unter 16-Jährige
sowie Patientinnen und Patienten, die im Anschluss an die Konsultation stationär
behandelt werden. Weibel begründete seinen Vorstoss mit der Zunahme an ambulanten
Spitalnotfällen, welche doppelt so teuer seien wie eine Untersuchung in der Arztpraxis.
Darunter seien viele Bagatellfälle, die beim medizinischen Personal nicht nur unnötigen
Stress verursachten, sondern auch zu längeren Wartezeiten für «echte Notfälle»
führten, was gefährlich sein könne. Der zu entrichtende Beitrag solle einerseits den
Spitalnotfall entlasten und andererseits einen Beitrag zur Kostendämpfung im
Gesundheitssystem leisten. 
Im Juli 2018 behandelte die SGK-NR das Geschäft zusammen mit der parlamentarischen
Initiative Burgherr (svp, AG; Pa.Iv. 17.452). Dabei gab die Kommission den beiden
Vorstössen mit 17 zu 7 Stimmen bzw. mit 12 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) Folge. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.07.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Thomas Burgherr (svp, AG) forderte mittels parlamentarischer Initiative eine Anpassung
des KVG, welche die Patientenschaft dazu verpflichten soll, einen «symbolischen
Selbstkostenanteil» zu entrichten, wenn sie sich ambulant in einer Praxis oder einem
Spital behandeln lässt. Die Gebühr soll vor Ort bezahlt werden müssen und für
Konsultationen im Spital CHF 30 bis 40, in Arztpraxen CHF 15 bis 20 betragen. Dadurch
soll die Tradition der Hausärzte als erste Anlaufstelle gestärkt werden. Ausgenommen
werden von dieser Regelung sollen Minderjährige, schwangere Frauen, Patientinnen
und Patienten, die ärztlich überwiesen worden sind sowie Termine, die der Prävention
dienen – u.a. Impfungen – und bereits existierende Fälle. Für Härtefälle soll der
Bundesrat Inkassolösungen erlassen. Burgherr begründete seinen Vorstoss damit, dass
man den Gesundheitskosten Einhalt gebieten müsse, indem man die
«Eigenverantwortung im Gesundheitswesen» stärke. Es gebe zu viele Bagatellfälle, die
insbesondere den Spitalnotfall belasteten, da deren Behandlung Mehrkosten und
Verzögerungen bei dringenden Eingriffen verursachen würde. Der Selbstkostenanteil
solle dazu dienen, das Verhalten der Patienten zu steuern und das Bewusstsein zu
schaffen, dass Arzt- und Spitalbesuche nicht kostenlos sind. 
Zusammen mit der parlamentarischen Initiative Weibel (glp, ZH; Pa.Iv. 17.480) wurde das
Geschäft im Juli 2018 von der SGK-NR beraten. Die Kommission gab den beiden
Initiativen mit 12 zu 9 (bei 2 Enthaltungen) bzw. mit 17 zu 7 Stimmen Folge. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.07.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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Mittels parlamentarischer Initiative wollte Ulrich Giezendanner (svp, AG) Ende 2016 die
Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende auf
Gesetzesebene erreichen. So sei Ersteres rechtlich kaum geregelt. Es handle sich dabei
zwar um eine «landesweite gesundheitspolitische Aufgabe», für welche hauptsächlich
das SRK zuständig sei, jedoch anerkenne der Gesetzgeber den Blutspendedienst nicht
ausdrücklich als eine öffentliche Aufgabe und es bestehe kein Leistungsauftrag
zwischen dem Bund und der Blutspende SRK Schweiz AG. Dies sei allerdings notwendig,
um die nachhaltige Sicherstellung von Blut und Blutprodukten zu gewährleisten, zumal
durch die Aufgabenerfüllung verursachte ungedeckte Kosten auf diese Weise
abgegolten werden könnten. Die Unentgeltlichkeit von Blutspenden sei hinsichtlich
Vermeidung kontaminierter Blutspenden, aber auch aus ethischer Sicht zentral. Es
existiere zwar sowohl in der Bundesverfassung als auch im Übereinkommen über
Menschenrechte und Biomedizin ein Unentgeltlichkeitsgebot, welches auch für die
Blutspende gelte, auf Gesetzesebene seien diese Bestimmungen bislang jedoch noch
nicht umgesetzt worden. 
Im Januar 2018 beschäftigte sich die SGK-NR mit dem Geschäft. Angesichts des
demographischen Wandels, welcher Engpässe bei der Blutversorgung zur Folge haben
könne, solle die Blutversorgung als Aufgabe des Bundes definiert werden, wobei die
Aufgabe auch in Zukunft durch eine geeignete Organisation getragen werden könne. Mit
16 zu 2 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gab die Kommission der parlamentarischen
Initiative Folge. Einstimmig folgte die SGK-SR ihrer Schwesterkommission im Oktober
2018. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.10.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Im April 2019 behandelte die SGK-SR die parlamentarische Initiative Burgherr (svp, AG)
zur Stärkung der Selbstverantwortung im Gesundheitswesen zusammen mit der
parlamentarischen Initiative Weibel (glp, ZH; Pa.Iv. 17.480). Dabei sprach sich die
Kommission mit 11 zu 1 Stimmen bzw. mit 7 zu 5 Stimmen gegen die beiden Vorstösse
aus. Am Fall Deutschland habe sich herausgestellt, dass der Zusammenhang zwischen
dem Aufwand und der Wirkung eines solchen symbolischen Selbstkostenanteils nicht
ideal sei. Es gestalte sich als Herausforderung, die Fälle abzugrenzen, welche von den
Gebühren ausgenommen würden. Ferner habe sich der Nationalrat in der
Frühjahrssession 2019 gegen ein anderes, einfacheres Mittel der Kostendämpfung –
gegen eine regelmässige Anpassung der Franchisen – ausgesprochen. 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.04.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Die SGK-SR behandelte im April 2019 die parlamentarische Initiative Weibel (glp, ZH) zu
den Gebühren für Bagatellfälle in der Spitalnotfallaufnahme zusammen mit der
parlamentarischen Initiative Burgherr (svp, AG; Pa.Iv. 17.452). Das Geschäft Weibel fand
aus den bereits im Vorstoss Burgherr genannten Gründen keinen Anklang bei der
Kommission und wurde mit 7 zu 5 Stimmen abgelehnt. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.04.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Sylvia Flückiger (svp, AG) die Gleichstellung
von Hospizen mit Geburtshäusern im KVG. Dies würde nicht nur die «teuren
stationären Strukturen» entlasten, sondern dadurch könne auch ein Beitrag zur
Anerkennung der Arbeit in Hospizen geleistet und ein «konkretes Zeichen» für die
Palliative Care gesetzt werden. Momentan gebe es in der Schweiz rund elf solcher
Institutionen. Im Mai 2019 befasste sich die SGK-NR mit dem Geschäft. Mit 16 zu 4
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) gab sie der parlamentarischen Initiative grünes Licht. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Juli 2019 befasste sich die SGK-NR im Zusammenhang mit der Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Frehner (svp, BS) mit der Kostentransparenz der Spitäler.
Um Fragen bezüglich Datenlieferungen der Spitäler zu klären, hörte sie sich Kantons-,
Versicherer und Spitalvertreterinnen und -vertreter an. Zudem beauftragte die
Kommission die Verwaltung, einer Reihe von offenen Punkten nachzugehen. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.07.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Im August 2019 entschied sich die SGK-NR dafür, dass die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Giezendanner (svp, AG) «Sicherstellung der
Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende» gemäss dem eingereichten
Text erfolgen soll. Ende Juni 2020 beugte sich die Kommission erneut über den
Vorstoss. Einstimmig beschloss sie, die Verwaltung mit der Erarbeitung eines Entwurfs
zur Verankerung und Erweiterung des bisherigen Finanzhilfesystems bezüglich des
Blutspendewesens zu betrauen. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.08.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Wie von der SGK-NR empfohlen, schrieb der Nationalrat die parlamentarische Initiative
Humbel (cvp, AG) zur Durchsetzung von Qualität und Transparenz in der
Gesundheitsversorgung im September 2019 ab, da die Forderungen des Vorstosses
durch das Geschäft «KVG. Stärkung von Qualität und Wirtschaftlichkeit» (Pa.Iv. 15.083)
erfüllt worden seien. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Philippe Nantermod (fdp, VS) möchte mittels parlamentarischer Initiative das KVG
dahingehend ändern, dass der Wille bezüglich einer Organspende sowie eine allfällige
Patientenverfügung auf der Versichertenkarte vermerkt werden. Dies soll geschehen,
indem die versicherte Person dazu verpflichtet wird, ihrer Krankenkasse die
entsprechenden Informationen im Rahmen eines Versicherungsvertragsabschlusses
oder einer Vertragserneuerung zukommen zu lassen. Dabei müsse es für die betroffene
Person jederzeit möglich sein, ihren Spendewillen zu ändern, wobei ihr in diesem Fall
eine angepasste Krankenkassenkarte zugestellt würde. Bei Vorliegen widersprüchlicher
Willenserklärungen soll die jüngste Erklärung entscheidend sein. Falls nicht eruiert
werden könne, welche die jüngste sei, soll es an den nächsten Angehörigen liegen, über
eine Organspende zu entscheiden. Weiter sollen die Daten zur Organspende vertraulich
behandelt werden. Nantermod begründete seinen Vorstoss damit, dass jedes Jahr
durchschnittlich hundert Personen sterben würden, weil ihnen aufgrund eines Mangels
an Spenderinnen und Spendern kein passendes Organ vermittelt werden könne. Seit
2010 seien alle Versicherten dazu verpflichtet, eine Versicherungskarte zu besitzen,
daher könne dieses bestehende Instrument ideal zur Lösung bezüglich der Probleme
mit der Erfassung des Spendewillens genutzt werden. Im Oktober 2019 befasste sich die
SGK-NR mit der parlamentarischen Initiative. Sie erachtete sie als «effiziente und rasch
umsetzbare Möglichkeit» zur Erhöhung der Anzahl Organspenden und gab ihr mit 21 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. Die SGK-SR folgte ihrer Schwesterkommission Mitte
April 2021 mit 11 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen). 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Laurent Wehrli (fdp, VD) beabsichtigte mit einer parlamentarischen Initiative ein
Programm zu Jugend und Ernährung zu erstellen, das sich an den Programmen
«Jugend und Kultur» und «Jugend und Sport» orientiert. Durch das Programm sollen –
unter Berücksichtigung der Schulhoheit der Kantone – den Jugendlichen Kenntnisse zur
gesunden Ernährung vermittelt werden, wodurch direkt ein Beitrag zur
Gesundheitsförderung geleistet werden soll. Als erstes gelte es, bereits bestehende
Massnahmen, die von öffentlichen Akteuren stammen, mit solchen von in diesem
Bereich involvierten Vereinigungen und Stiftungen sowie von betroffenen privaten
Unternehmen zu koordinieren. Weiter ziele das Geschäft auf die Erfüllung von
Nachhaltigkeitszielen und auf die Erhaltung der Biodiversität ab. Der Initiant forderte
zudem, dass überprüft werden solle, ob – wie bei den anderen beiden Programmen –
die Anliegen seines Vorstosses mit einem Artikel in der Bundesverfassung verankert
werden könnten.
Im November 2019 befasste sich die WBK-NR mit der parlamentarischen Initiative. In
ihrer Medienmitteilung erklärte sie, man anerkenne den Handlungsbedarf und wolle
eine entsprechende Gesetzesgrundlage prüfen. Die Form der Umsetzung und die
Finanzierung des geplanten Programms müssten in einem zweiten Schritt untersucht
werden. Dabei gelte es, insbesondere die Schulhoheit der Kantone zu respektieren.
Einige Kommissionsmitglieder waren der Ansicht, eine Regelung auf Bundesebene sei
überflüssig, und sprachen sich daher gegen das Geschäft aus. Mit 10 zu 7 Stimmen (bei 1
Enthaltung) überwies die Kommission die parlamentarische Initiative schliesslich an die
WBK-SR. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Im November 2019 beantragte die SGK-NR für die parlamentarische Initiative Frehner
(svp, BS) zur Kostentransparenz der Spitäler eine Verlängerung der Behandlungsfrist
bis zur Wintersession 2021. Die Verwaltung bereite momentan auf der Grundlage der
festgelegten Kriterien einen Vorentwurf vor, den die Kommission in den kommenden
Monaten diskutieren werde, so die SGK-NR in ihrem Kommissionsbericht. Im Anschluss
daran werde sie einen Entscheid über «die Frage einer Vernehmlassung» fällen. Die
Verlängerung des Behandlungszeitraums sei notwendig, um die Arbeiten hinsichtlich
einer definitiven Gesetzesvorlage fortsetzen zu können. In der Wintersession 2019 kam
der Nationalrat diesem Antrag nach und verlängerte die Verhandlungsfrist um zwei
Jahre. 44

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Um die Effizienz und Effektivität der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz zu
stärken, lancierte die SGK-NR im November 2019 mit 11 zu 9 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) eine parlamentarische Initiative. Neu soll bei den Gesamteinnahmen der
Stiftung eine Obergrenze von CHF 20 Mio. geschaffen und ihr Verwaltungsaufwand bei
7.5 Prozent der Ausgaben gedeckelt werden. Weiter soll die Tätigkeit der Stiftung dem
EDI unterstehen. Die Kommission erklärte in ihrer Medienmitteilung, sie störe sich an
dem starken Wachstum der Ausgaben und der «angehäufte[n] Liquidität». Es könne
nicht angehen, dass der Zuschlag auf den Krankenkassenprämien, der die Stiftung
finanziert, «auf Vorrat angehoben werde[...]». Ferner erachtete die Kommission die
Personalkosten als zu hoch. 45

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem sich die SGK-SR im April 2019 gegen eine parlamentarische Initiative Burgherr
(svp, AG) zur Stärkung der Selbstverantwortung im Gesundheitswesen ausgesprochen
und somit dem Beschluss ihrer Schwesterkommission bezüglich Folgegeben nicht
zugestimmt hatte, befasste sich die SGK-NR im November 2019 noch einmal mit dem
Geschäft. Obwohl sie ihm im Juli 2018 noch zugestimmt hatte, entschied sich die
Kommission dieses Mal mit 12 zu 8 Stimmen (bei 1 Enthaltung) dagegen. Grund für die
Ablehnung sei unter anderem die zusätzliche administrative Belastung für die Ärztinnen
und Ärzte, so die Kommission in ihrem Bericht. 46

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Die SGK-NR hielt während ihrer Sitzung von Mitte November 2019 an ihrer Meinung zur
parlamentarischen Initiative Weibel (glp, ZH) «Gebühr für Bagatellfälle in der
Spitalnotfallaufnahme» fest und gab ihr mit 16 zu 6 Stimmen Folge. Anders als ihre
Schwesterkommission erachtete die Mehrheit der Kommission das Geschäft als ein
«sinnvolles Instrument» zur Stärkung der Selbstverantwortung der Patientenschaft.
Durch diese Massnahme würden die Patientinnen und Patienten dazu ermutigt, bei
leichteren Verletzungen den Hausarzt oder die Hausärztin anstatt die Notfallpforte
eines Krankenhauses aufzusuchen. Die Kommission zeigte sich davon überzeugt, dass
dadurch dem Kostenwachstum im Gesundheitswesen begegnet werden könne, weil die
Behandlung ebensolcher Fälle in einer Hausarztpraxis günstiger ausfielen als im Spital.
Weiter würde dies den Notfallabteilungen erlauben, sich besser auf die tatsächlichen
Notfälle zu konzentrieren. Mit einer Änderung des KVG sollen die notwendigen
Grundlagen geschaffen werden, damit die Kantone bei Bedarf eine entsprechende
Notfallgebühr erheben können. Gemäss der Kommissionsmehrheit steht eine solche
Notfallgebühr nicht im Widerspruch «zu anderen lenkenden Massnahmen». Eine
Kommissionsminderheit rund um Yvonne Feri (sp, AG) sprach sich indes gegen das
Anliegen aus. Sie begründete dies mit dem administrativen Aufwand und damit, dass es
zu Uneinigkeiten kommen könne, wann es sich tatsächlich um einen Bagatellfall
handle. 47

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Dezember 2019 nahm sich der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Weibel
(glp, ZH) an, welche nach dem Ausscheiden Weibels aus der grossen Kammer von Martin
Bäumle (glp, ZH) übernommen worden war und eine Gebühr für Bagatellfälle in der
Spitalnotfallaufnahme zum Gegenstand hatte. Bäumle, Kommissionssprecher
Nantermod (fdp, VS) sowie Kommissionssprecherin Bertschy (glp, BE) erklärten, mit der
geforderten Gebühr werde darauf abgezielt, dass die betroffenen Personen bei
Bagatellfällen zuerst den Hausarzt respektive die Hausärztin, den 24-Stunden-Notfall-
Dienst oder eine Apotheke aufsuchen, bevor sie sich in den Spitalnotfall begeben.
Dadurch könnte nicht nur das Kostenwachstum im Gesundheitswesen abgeschwächt,
sondern auch die Notfallstationen in den Spitälern entlastet werden, was für die
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Behandlung tatsächlicher Notfälle essentiell sei. Im Kanton Aargau würden sogenannte
Walk-in-Gebühren beispielsweise bereits diskutiert. Dafür bedürfe es allerdings einer
entsprechenden gesetzlichen Grundlage auf Bundesebene, welche durch die
vorliegende parlamentarische Initiative geschaffen werden solle. Von den Gebühren
ausgenommen werden sollen Patientinnen und Patienten unter 16 Jahren, solche mit
einer Zuweisung einer Ärztin oder eines Arztes sowie Personen, die in der Folge
stationär behandelt werden müssen. Eine Minderheit rund um Yvonne Feri (sp, AG),
welche beantragte, dem Anliegen keine Folge zu geben, hielt dieser Argumentation
entgegen, dass eine solche Gebühr primär eine Belastung für Arme, ältere Personen
sowie chronisch Kranke darstelle. Ferner könne sie gegebenenfalls auch Fehlanreize
schaffen, indem die Patientinnen und Patienten darauf bestünden, stationär behandelt
zu werden. Diene die Gebühr zur Abschreckung, werde dadurch auch die freie Arzt-
und Spitalwahl untergraben. Viele Menschen hätten zudem keinen Hausarzt oder keine
Hausärztin mehr – gerade auf dem Land sei es schwierig, einen entsprechenden Arzt
oder eine entsprechende Ärztin zu finden. Bezüglich der Kapazitäten für tatsächliche
Notfälle meinte Feri, die Krankenhäuser hätten in der Notfallaufnahme bereits vor
einiger Zeit ein Triagesystem eingeführt, das zwischen leichten, mittelschweren und
schweren Notfällen unterscheide. Den Nationalrat vermochten die Worte der
Kommissionsmehrheit anscheinend mehr zu überzeugen und so sprach er sich mit 108
zu 85 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für Folgegeben aus. 48

Im Dezember 2019 kam die parlamentarische Initiative Burgherr (svp, AG), mit welcher
die Selbstverantwortung im Gesundheitswesen gestärkt werden soll, in die grosse
Kammer. Der Initiant führte noch einmal sein Anliegen aus und erklärte, es gehe ihm
darum, dass möglichst viele Akteure etwas zur Eigenverantwortung im
Gesundheitswesen beitragen würden. Insbesondere das Hausarztmodell, mit dem man
bis jetzt gut gefahren sei, solle durch die parlamentarische Initiative gestärkt werden.
Die Höhe der Gebühr stand für Burgherr nicht im Zentrum, vielmehr setzte er auf einen
«psychologische[n] Unterschied zwischen einer kostenlose[n] und einer
kostenpflichtigen Leistung». Für die Kommission äusserten sich Yvonne Feri (sp, AG)
und Benjamin Roduit (cvp, VS). Sie bekundeten Zweifel daran, dass die Einführung einer
Praxisgebühr den Arbeitsaufwand, welchen diese nach sich zöge, rechtfertige. Im Falle
von Deutschland, wo zwischen 2004 und 2012 eine Gebühr von 10 Euro pro Quartal
eingezogen worden sei, habe der zu entrichtende Betrag die Anzahl Arztbesuche
lediglich im ersten Jahr zu senken vermögen. Bereits im zweiten Jahr seien die Zahlen
wieder auf die Höhe des Ausgangsniveaus angestiegen. Weiter wäre das Erheben einer
entsprechenden Gebühr mit Mehraufwand für den Arzt oder die Ärztin verbunden.
Anders als die parlamentarische Initiative Weibel (glp, ZH; Pa.Iv. 17.480) würde sie
zudem alle ambulanten Konsultationen betreffen und nicht nur Bagatellfälle. Vor
diesem Hintergrund beantragte die Kommission mit 12 zu 8 Stimmen (bei 1 Enthaltung),
der Initiative keine Folge zu geben. Mit 136 zu 52 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der
Nationalrat diesem Votum und schickte das Geschäft bachab. Einzig eine grosse
Mehrheit der SVP-Fraktion sprach sich für das Anliegen ihres Parteikollegen aus. 49

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Nicht einverstanden mit der parlamentarischen Initiative ihrer Schwesterkommission
zur Effizienz und Effektivität der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz zeigte sich
die SGK-SR Mitte Januar 2020 mit 10 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Man habe
Vertreterinnen und Vertreter der Kantone und der Stiftung angehört und sei zum
Schluss gekommen, dass die von der SGK-NR geplante Mittelkürzung zu weit führe,
betonte die Kommission in ihrer Medienmitteilung. Sie führte zudem aus, dass sie sich
kritisch mit der Stiftung und ihrer Arbeit sowie ihrer Organisation auseinandergesetzt
habe und auch ihr die weitere Qualitätsverbesserung ein Anliegen sei. Es sei jedoch
deutlich geworden, dass die Stiftung, ihre Funktion im Zusammenhang mit der
Präventionsstrategie nichtübertragbarer Krankheiten sowie «ihre koordinierende Arbeit
für die Kantone» breite Unterstützung geniesse würden. 50

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.01.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem die WBK-NR der parlamentarischen Initiative Wehrli (fdp, VD) bezüglich eines
Programms zu Jugend und Ernährung grünes Licht gegeben hatte, nahm sich Ende
Januar 2020 die WBK-SR des Geschäfts an. Anders als ihre Schwesterkommission
stimmte sie mit 6 zu 2 Stimmen gegen Folgegeben. Obwohl man den Handlungsbedarf
betreffend Gesundheitsförderung bei Teenagern anerkenne, sei eine Mehrheit der
Kommission der Meinung, die Initiative Wehrli sei nicht das geeignete Instrument, um
die gewünschten Ziele zu erreichen, so die WBK-SR in ihrer Medienmitteilung. Es solle
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nicht in die kantonale Schulhoheit eingegriffen werden. Zudem verfüge der Bund schon
über eine Ernährungsstrategie und die vom Initianten geforderte Koordination werde
bereits durch die Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz gewährleistet. Eine
Kommissionsminderheit teilte diese Ansicht nicht, da es viele Massnahmen und
Programme gebe, die auf eine Koordination auf Bundesebene angewiesen seien, um die
systematische und kohärente Wissensvermittlung zur Ernährung garantieren zu
können. 51

Anders als ihre Schwesterkommission erteilte die SGK-SR im August 2020 der
parlamentarischen Initiative Flückiger (svp, AG) (übernommen von Verena Herzog (svp,
TG)) zur Gleichstellung von Hospizen mit Geburtshäusern mit 8 zu 0 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) eine Absage. Sie sei zwar ebenfalls der Meinung, dass im Bereich
Palliative Care gehandelt werden müsse, möchte aber noch weiteren Fragen im
Zusammenhang mit der Versorgung von Menschen in ihrem letzten Lebensabschnitt
nachgehen, so die Kommission in ihrer Medienmitteilung. Mit einem Verweis auf das
von ihr eingereichte Postulat zur besseren Betreuung und Behandlung von Menschen
am Lebensende (Po. 18.3384), das vom Ständerat angenommen worden war, erklärte
sie, sie werde sich aller Voraussicht nach im nächsten Vierteljahr mit dem
bundesrätlichen Postulatsbericht befassen und auf Grundlage dessen ihre Arbeiten
weiterführen sowie über die folgenden Schritte befinden. 52

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.08.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem sich die SGK-NR durch die Stiftung «Gesundheitsförderung Schweiz» über
deren Aktivitäten im Jahr 2019 sowie die mit der Covid-19-Pandemie verbundenen
laufenden Tätigkeiten hatte orientieren lassen und auch Kantonsvertreterinnen und
-vertreter angehört hatte, entschied sie sich im Januar 2021 mit 14 zu 10 Stimmen dazu,
ihre parlamentarische Initiative «Effizienz der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz
steigern» zurückzuziehen. Im Vorfeld hatte sich ihre Schwesterkommission negativ zum
Geschäft geäussert. 53

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.01.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Gut ein Jahr nach der Behandlung durch ihre Schwesterkommission befasste sich die
WBK-NR im Januar 2021 erneut mit der parlamentarischen Initiative Wehrli (fdp, VD)
«Für ein Programm zu Jugend und Ernährung». Dabei blieb sie mit 12 zu 12 Stimmen
und dem Stichentscheid des Präsidenten Reynard (sp, VS) bei ihrer positiven Haltung
gegenüber der Vorlage und beantragte dem Nationalrat Folgegeben, «ohne sich
[allerdings] auf die Modalitäten der Umsetzung fest[...]legen» zu wollen. Hinsichtlich
einer möglichen Implementierung und der Erarbeitung einer Strategie für nachhaltige
Ernährung entschied sie sich zudem mit 17 zu 7 Stimmen, ein Postulat einzureichen,
welches das Aufzeigen bestehender nationaler und kantonaler Angebote im
Zusammenhang mit «Jugend und Ernährung» zum Ziel hat. Die Kommission führte
überdies gemäss eigenen Angaben eine umfassende Analyse zum Thema «Jugend und
Ernährung» durch und konsultierte dazu Vertreterinnen und Vertreter der Stiftung
Gesundheitsförderung Schweiz, der Allianz Ernährung und Gesundheit, der Allianz der
Wirtschaft für eine massvolle Präventionspolitik (AWMP), des Verbands Schweizerischer
Mineralquellen und Soft-Drink-Produzenten (SMS) sowie von éducation21. 54

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.01.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Frühjahrssession 2021 behandelte der Nationalrat die parlamentarische Initiative
Wehrli (fdp, VD), welche die Lancierung eines Programms zu Jugend und Ernährung
zum Ziel hatte. Der Initiant erklärte, es handle sich dabei um ein
Querschnittsprogramm, das dazu dienen soll, bereits bestehende Programme besser
koordinieren und Synergien nutzen zu können, wobei beispielsweise gute Praktiken
zwischen den Schulkantinen ausgetauscht werden sollen. Dabei würden stets die
Familien, der Föderalismus und die Kantone in ihrer Verantwortung respektiert.
Während Sandra Locher Benguerel (sp, GR) für die Kommissionsmehrheit erläuterte,
dass diese die Initiative unter anderem unterstütze, weil Ernährungskompetenzen
Lebenskompetenzen seien, präventive und gesundheitsfördernde Massnahmen im
Kinder- und Jugendalter einen wirkungsvolleren Effekt hätten und der Fokus auf
Regionalität und Nachhaltigkeit gelegt werde, warf der Minderheitensprecher Alois
Huber (svp, AG) ein, eine gesunde Ernährung sei nicht die Aufgabe des Staates, sondern
vielmehr diejenige des Elternhauses. Diese Worte schienen allerdings nicht zu
überzeugen. War die Abstimmung in der Kommission noch denkbar knapp ausgefallen,
so sprach sich die grosse Kammer mit 120 zu 66 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) deutlich
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für Folgegeben aus, wobei die ablehnenden Stimmen allesamt aus dem bürgerlichen
Lager – 49 allein aus den Reihen der SVP-Fraktion – stammten. 55

Mittels parlamentarischer Initiative verlangte Marie-France Roth Pasquier (mitte, FR),
dass das KVG dahingehend geändert wird, dass neben den Leistungen von
Apothekerinnen und Apothekern in Zusammenhang mit verordneten Arzneimitteln
auch weitere Leistungen von der OKP übernommen werden. Konkret sind damit
Leistungen gemeint, die im Zusammenhang mit Früherkennungs- und
Präventionskampagnen des Bundes und der Kantone erbracht werden, und solche, die
zur Dämpfung der Kostenentwicklung beitragen und für die mit den Versicherern eine
Vereinbarung abgeschlossen wurde. Roth Pasquier führte aus, dass die gegenwärtige
Gesetzeslage eine Kostenübernahme durch die OKP nicht erlaube, auch nicht, wenn
dadurch Kosten eingespart und eine bessere Qualität erreicht werden könnten. Die
Initiantin verwies auf das Freiburger Modell für Pflegeheime. In diesem Modell würden
pharmazeutische Dienstleistungen interprofessionell gehandhabt. Dabei brächten
Apothekerinnen und Apotheker beim Auswählen von und dem Umgang mit
Medikamenten ihr Fachwissen ein, verkauften diese allerdings nicht selbst. Seit zwei
Jahren müsse die Apothekerschaft nun aber die Medikamente selbst vertreiben,
wodurch anstelle von CHF 4 Mio. lediglich CHF 2 Mio. eingespart werden könnten. Die
parlamentarische Initiative setze zudem die Motionen Humbel (mitte, AG) 18.3977 und
Ettlin (mitte, OW) 18.4079 um und vermeide eine unerwünschte Kostenentwicklung.
Ende März 2021 gab die SGK-NR dem Anliegen mit 23 zu 0 Stimmen Folge. Ihre
Schwesterkommission tat es ihr im Januar 2022 mit 10 zu 2 Stimmen gleich. Sie plante
die Umsetzung der Initiative im Rahmen des Kostendämpfungspakets 2, wobei auch das
Freiburger Modell seine Berücksichtigung erhalten soll. 56

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mit 17 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) beantragte die SGK-NR im April 2021 ihrem
Rat, die Behandlungsfrist für die parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) zur
Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende um zwei
Jahre zu verlängern. Sie hatte im Juni des Vorjahres beim BAG die Ausarbeitung eines
Entwurfs in Auftrag gegeben. Aufgrund der starken Auslastung durch die Covid-19-
Pandemie werde damit gerechnet, dass ein entsprechender Vorentwurf und
erläuternder Bericht erst im Oktober 2021 vorliegen würden, so die Kommission. 57

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.04.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Eine Gleichstellung von Hospizen mit Geburtshäusern im KVG war Gegenstand einer
parlamentarischen Initiative Flückiger-Bäni (svp, AG), die in der Sommersession 2021 im
Nationalrat behandelt wurde. Verena Herzog (svp, TG), welche das Geschäft nach dem
Ausscheiden der Initiantin aus der grossen Kammer übernommen hatte, wies darauf
hin, dass viele Hospize aufgrund ihres Pflegeheimstatus Verluste schrieben und daher
auf Spendengelder angewiesen seien. Zudem komme ein Hospizaufenthalt auch die
Patientinnen und Patienten teuer zu stehen, da sie selber für «Pension, Betreuung und
einen Pflegeanteil» aufkommen müssten. Dennoch kosteten Hospizeinrichtungen
verglichen mit Palliativstationen von Spitälern vergleichsweise wenig, da die zu
betreuenden Personen trotz ihrer schweren Krankheit einen stabilen Zustand
aufwiesen. Ein Ausbau der Hospizinfrastrukturen könne daher zur Entlastung des
Gesundheitssystems beitragen. So sei gemäss Hans-Peter Stutz, dem Geschäftsführer
des Dachverbandes Hospize Schweiz, von Kosteneinsparungen um die CHF 50 Mio. pro
Jahr die Rede, erklärte Herzog weiter. Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) erläuterte als
Kommissionssprecherin die ablehnende Position der SGK-NR. Diese hatte seit dem
Beginn der Beratungen einen Meinungswandel durchgemacht – in der ersten
Behandlung hatte sie sich noch für Folgegeben ausgesprochen. Es sei der Kommission
zwar ein Anliegen, den Betroffenen zu ermöglichen, «ihre letzten Tage in Ruhe und
Würde verbringen [zu] können». Trotzdem könnten Hospize nicht mit Geburtshäusern
verglichen werden, da ein Aufenthalt in letzteren im Gegensatz zu ersteren zeitlich
limitierbar sei. Eine Kommissionsmehrheit halte es folglich für sinnvoller, die
Hospizfrage im übergeordneten Kontext der Palliativversorgung zu behandeln. Deshalb
unterstütze sie eine Motion ihrer Schwesterkommission zur Gewährleistung einer
landesweiten «bedarfsgerechte[n] Palliative Care» und beantrage, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Mit 131 zu 60 Stimmen kam die
grosse Kammer diesem Antrag nach. Einzig die SVP-Fraktion stimmte geschlossen für
Folgegeben. 58

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Ob ein Programm zu Jugend und Ernährung ausgearbeitet werden soll, war in der
Sommersession 2021 Thema im Ständerat, der eine entsprechende parlamentarische
Initiative Wehrli (fdp, VD) diskutierte. Kommissionssprecherin Andrea Gmür (mitte, LU)
legte die Beweggründe der WBK-SR dar, deren Mehrheit sich gegen die Vorlage
ausgesprochen hatte. Die Kommissionsmehrheit anerkenne zwar die Wichtigkeit der
Gesundheitsförderung der betroffenen Altersklasse, habe jedoch ihre Zweifel, ob diese
parlamentarische Initiative der richtige Ansatz dazu sei. Unter anderem verwies Gmür
auf die bereits bestehende Ernährungsstrategie des Bundes und betonte im
Zusammenhang mit dem Föderalismus die kantonale Schulhoheit, die es zu beachten
gelte. Eine Kommissionsminderheit unterstütze die Initiative indes aus
Koordinationsgründen zwischen den verschiedenen bestehenden Massnahmen und
Programmen. Stillschweigend gab die kleine Kammer der parlamentarischen Initiative
keine Folge. Damit ist die Initiative definitiv vom Tisch. 59

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

In ihrer Medienmitteilung vom 15. April 2021 gab die SGK-SR bekannt, dass sie einer
parlamentarischen Initiative Weibel (glp, ZH) zur Einführung von Gebühren in der
Spitalnotfallaufnahme, die von Martin Bäumle (glp, ZH) übernommen worden war, mit 6
zu 0 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) keine Folge gebe und dem Ständerat dasselbe
empfehle. Diesem Antrag kam der Ständerat in der Sommersession 2021 allerdings mit
17 zu 15 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nicht nach. Erich Ettlin (mitte, OW) erläuterte
während der Ratsdebatte, dass die Kommission das Geschäft zum einen ablehne, weil
es mit einem administrativen Mehraufwand einhergehe. Zum anderen bestehe die
Gefahr, dass eine Gebühr Personen, die eigentlich medizinisch versorgt werden
müssten, kostenbedingt davon abhalten könne, den Notfall aufzusuchen. Jakob Stark
(svp, TG) liess diese Argumente jedoch nicht gelten. Er versprach sich von der
parlamentarischen Initiative eine Stärkung der Eigenverantwortung, des
Verursacherprinzips sowie der Strukturen der Gesundheitsversorgung und forderte
daher mittels Einzelantrag erfolgreich die Annahme der Vorlage. 60

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Stillschweigend hiess der Nationalrat in der Sommersession 2021 den Antrag seiner SGK
gut, die Behandlungsfrist der parlamentarischen Initiative Giezendanner (svp, AG)
«Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende» um
zwei Jahre zu verlängern. 61

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Medikamente

Mehr Unterstützung fand die Landesregierung vorerst in der grossen Kammer, die eine
analoge Motion Hochreutener (Mo. 97.3637) sowie zwei ähnlich gelagerte Motionen
Wiederkehr (ldu, ZH) (Mo. 98.3189) und Cavalli (sp, TI) (Mo. 98.3191) nur als Postulate
annahm. Ausformulierte Vorschläge machte eine Motion Gysin (sp, BS) (Mo. 97.3309).
Bei Verfügbarkeit eines Generikums sollten die Krankenkassen lediglich verpflichtet
werden, das kostengünstigere Präparat zu bezahlen; zudem dürften die Ärzte nur mehr
den Wirkstoffnamen und nicht mehr ein konkretes Produkt verschreiben. Auch dieser
Vorstoss wurde nur in der abgeschwächten Form des Postulats verabschiedet. Bis Ende
Jahr liess sich dann aber offensichtlich auch der Nationalrat davon überzeugen, dass es
an der Zeit ist, hier Druck aufzusetzen. Oppositionslos nahm er in der Wintersession
eine parlamentarische Initiative Strahm (sp, BE) an, welche Parallelimporte unter der
Bedingung gestatten will, dass der darin enthaltene Wirkstoff bereits einmal in der
Schweiz zugelassen wurde. 62

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Epidemien

Die parlamentarische Initiative Hafner (gp, BE), welche verlangte, der Bund solle
umgehend seine Beteiligung an der Impfkampagne gegen Masern, Mumps und Röteln
einstellen, hatte im Nationalrat wenig Chancen. Dennoch zeigte die ausführliche und
engagiert geführte Debatte, dass Zweifel an den traditionellen Methoden der
Schulmedizin nicht mehr so einfach vom Tisch zu wischen sind. Dies kam auch einem
Anliegen von Nationalrat Fierz (gp, BE; Po. 89.421) zugute, der in einem in der
Herbstsession überwiesenen Postulat anregte, die Schirmbilduntersuchung der
Rekruten sei angesichts der hohen Strahlenbelastung und des praktischen
Verschwindens von Tuberkulose umgehend einzustellen. Bereits ab Anfang 1991 werden
diese Untersuchungen nun nicht mehr durchgeführt. 63

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat will AIDS nicht der Meldepflicht unterstellen und verwarf deshalb eine
parlamentarische Initiative Schmied (svp, BE). Er folgte damit seiner vorberatenden
Kommission, welche vor dem kontraproduktiven Effekt einer verschärften Meldepflicht
warnte. Risikogruppen und AIDS-Infizierte würden vermehrt HIV-Tests meiden, womit
die Prävention geschwächt würde. In Anlehnung an den – ebenfalls abgelehnten –
zweiten Teil der Initiative, welcher eine rasche Änderung der Gesetzgebung im Bereich
der Sozialversicherungen verlangte, um die Diskriminierung der Aids-Infizierten zu
verhindern, überwies die grosse Kammer ein Postulat ihrer Kommission, welches den
Bundesrat ersucht, Möglichkeiten zur Aufhebung der Diskriminierung von HIV-
Positiven im Versicherungsvertragsrecht und im überobligatorischen Bereich der
beruflichen Vorsorge zu prüfen (Po. 94.3314). 64

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.1994
MARIANNE BENTELI

Oppositionslos stimmte der Ständerat einer parlamentarischen Initiative der grossen
Kammer zu, welche darauf abzielt, die 1990 beschlossenen Leistungen für Personen,
die durch verseuchte Blutpräparate mit dem HI-Virus infiziert wurden, nicht nur auf
deren kontaminierte Ehegatten, sondern auch auf allenfalls angesteckte Kinder
auszudehnen. Zudem wurden auf Antrag der Kommission die Leistungen des Bundes
von CHF 50'000 auf CHF 100'000 pro infizierte Person angehoben. Die Kommission
begründete diese Erhöhung einerseits mit der seit 1990 noch deutlicher gewordenen
Mitverantwortung des Bundes und andererseits mit einem internationalen
Quervergleich, aus welchem hervorgeht, dass sich die bisherigen Leistungen der
Schweiz im unteren Bereich der Skala bewegen. Der Bundesrat war mit der Ausdehnung
des Kreises der Anspruchsberechtigten einverstanden, bekämpfte aber den Ausbau der
Leistungen. In diesem Punkt unterlag er bei der Differenzbereinigung auch im
Nationalrat, der den Beschluss des Ständerates diskussionslos bestätigte.
Die Zahl der Kinder, die für eine solche Entschädigung gemäss geändertem
Bundesbeschluss in Frage kommen, wird auf höchstens fünf geschätzt. Wie der
Blutspendedienst des SRK mitteilte, wurden 1994 und 1995 je eine Person bei einer
Bluttransfusion mit dem HI-Virus infiziert. Dies geschah nicht aus Nachlässigkeit,
sondern aufgrund des «immunologischen Fensters», welches bewirkt, dass eine
Neuansteckung frühestens nach zwei bis drei Monaten im Blut nachweisbar ist, da sich
erst nach diesem Zeitraum die Antikörper bilden. Das «Restrisiko» bei einer
Fremdblutübertragung beträgt 1:600'000. 65

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Die SP stimmte der Entkriminalisierung des Drogenkonsums zu und wünschte mehr
Uberlebenshilfe für die Süchtigen, was auch die therapeutische Abgabe von Heroin
miteinschliessen sollte. Sie erinnerte daran, dass im Nationalrat nach wie vor eine
parlamentarische Initiative ihres Abgeordneten Rechsteiner (sp, SG; Pa.Iv. 87.232)
hängig ist, welche sich für die Straffreiheit des Drogenkonsums, für eine
Teilentkriminalisierung des Handels mit Cannabisprodukten sowie für eine
Herabsetzung des Strafmasses einsetzt. Der Landesring sprach sich ebenfalls für eine
Straffreiheit des Drogenkonsums aus und wiederholte seine bereits im Zusammenhang
mit der Bekämpfung von AIDS gestellte Forderung nach ärztlich kontrollierter Abgabe
von Heroin. In diesem Sinn hatte der Berner Nationalrat P. Günter (ldu, BE; Mo. 89.512)
im Juni eine Motion im Parlament eingereicht. Die Grüne Partei verlangte ebenfalls die
Entkriminalisierung des Konsums und einen kontrollierten, regelmässigen und legalen
Zugang zu den Suchtmitteln. 66
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Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Wie erhofft konnte der Ständerat den Erlassentwurf zur Schaffung einer gesetzlichen
Grundlage für die Überwachung von Versicherten, der in Erfüllung einer
Kommissionsinitiative der SGK-SR durch das Kommissionssekretariat erarbeitet worden
war, in der Wintersession 2017 behandeln. Mittels der Kommissionsinitiative war der
Observationsartikel aus der Revision des Allgemeinen Teils des
Sozialversicherungsrechtes (ATSG) herausgenommen worden, um den Prozess zu
beschleunigen. Konrad Graber (cvp, LU) ging dennoch auf die Rückmeldungen aus der
Vernehmlassung des ATSG ein. So wiesen die Vernehmlassungsantworten zwei
Grundstossrichtungen auf: Den Behinderten-  und Arbeitnehmerorganisationen, der SP
und den Grünen gingen die vorgeschlagenen Regelungen zu weit, den Kantonen,
Arbeitgeberorganisationen und bürgerlichen Parteien hingegen nicht weit genug. Ein
ähnliches Muster zeigte sich in der Folge auch in der Ständeratsdebatte zum
Erlassentwurf. Alex Kuprecht (svp, SZ) akzentuierte den Handlungsbedarf, der durch
betrügerisch erworbene Renten in Millionenhöhe entstehe. Er betonte zudem, dass die
im Erlassentwurf aufgeführten Observationen nicht leichtfertig durchgeführt würden,
sondern zahlreiche Verdachtsmomente dazu notwendig seien. Letzterem
widersprachen Hans Stöckli (sp, BE), Paul Rechsteiner (sp, SG) und Géraldine Savary (sp,
VD) vehement: So hätten sich ein Drittel aller bisherigen Observationen als falsch,
unnötig oder nicht zielführend erwiesen. Im neuen Erlass habe das
Kommissionssekretariat die bundesrätliche Vorlage und damit die Möglichkeiten zur
Überwachung erheblich verschärft. Neu sollen auch Tonaufzeichnungen und GPS-
Tracker zur Ergänzung der Überwachung verwendet werden können und die
Überwachung soll auf alle von öffentlichen Orten einsehbaren Bereiche ausgeweitet
werden. 
Die linke Ratsseite kritisierte insbesondere, dass diese Massnahmen zur Anwendung
kämen, bevor ein begründeter Verdacht auf einen Straftatbestand bestehe, also bevor
die Sozialversicherer Strafanzeige erstatten könnten. Somit erlaube die Revision
strengere Observationsmöglichkeiten für den zivilen Teil eines Vergehens als für den
strafrechtlichen Teil, was der Verhältnismässigkeit zuwiderlaufe. Diese kritische
Meinung zur Reform teilte auch eine Gruppe von vier Staatsrechtlern, welche die
Reform in einem Schreiben aufgrund der vielen Blankettnormen ohne erforderliche
rechtsstaatliche Sicherungen als ausserordentlich problematisch bezeichneten. Stöckli
kritisierte neben dem Erlasstext auch dessen Ausarbeitung: Beim
Nachrichtendienstgesetz habe man „sehr seriös und unter Einbezug aller Eventualitäten
eine rechtsstaatlich korrekte Gesetzgebung vorgenommen”, während hier in kürzester
Zeit Massnahmen geschaffen worden seien, die wesentlich weiter gingen als die
Massnahmen zum Staatsschutz und zur Terrorismusbekämpfung. Zudem sei der
bundesrätliche Vorschlag nach der Vernehmlassung verschärft worden, ohne dass es
nochmals Anhörungen gegeben hätte. Rechsteiner wies überdies auf die
Rechtsungleichheit hin, welche diese Änderungen in Kombination mit der zwei Tage
zuvor abgelehnten Verschärfung der staatlichen Mittel gegenüber Steuerdelinquenten
bewirkten. 
Um diese zahlreichen Bedenken klären zu können, schlug Raphaël Comte (fdp, NE) vor,
die Vorlage an die Kommission zurückzuweisen. Dies lehnten aber zahlreiche
Sprecherinnen und Sprecher ab, da eine Rückweisung zu einer Verzögerung von
mindestens drei Monaten führen und keinen Mehrwert bringen würde. Stattdessen
könnten diese Fragen auch im Plenum geklärt werden. Folglich wurde der Antrag Comte
mit 15 zu 23 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) abgelehnt. In der Detailberatung wurde
zuerst geklärt, inwiefern richterliche Bewilligungen für Observationen nötig sein sollen.
Der kleinen Kammer ging der Minderheitsantrag Rechsteiner zu weit, wonach für alle
Observationen neben konkreten Anhaltspunkten auf einen unrechtmässigen
Leistungsbezug sowie der Aussichtslosigkeit oder der unverhältnismässigen
Erschwerung von Abklärungen ohne Observationen auch eine richterliche Genehmigung
vorliegen müsse. Stattdessen folgte sie dem Antrag Caroni (fdp, AR) und verlangte nur
für den Einsatz von technischen Instrumenten zur Standortbestimmung eine
richterliche Bewilligung. Ansonsten sollen Personen mit Direktionsfunktion beim
Versicherungsträger die Berechtigung zur Anordnung von Observationen erhalten. Ein
weiterer umstrittener Punkt betraf die Frage, ob Observationen ausschliesslich im
öffentlich zugänglichen Raum oder in einer weiteren Fassung auch an einer von einem
allgemein zugänglichen Ort frei einsehbaren Stelle erlaubt sein sollen. Stöckli sprach
sich dafür aus, die bestehende Gesetzgebung im Strafprozess zu übernehmen und
damit auch die Vernehmlassungskritik ernst zu nehmen, in der befürchtet worden war,
dass neu auch Observationen im Privatbereich möglich werden würden. Bundesrat
Berset bestätigte jedoch, dass eine weitere Fassung der Regelung die geltende Praxis
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kodifiziere, die überdies gemäss Kuprecht auch vom Bundesgericht gestützt worden
war (BGE 8C 272/2011). Folglich entschied sich auch der Ständerat mit 33 zu 10
Stimmen für diese Fassung. Der Bundesrat solle die Anforderungen an mit
Observationen beauftragte Personen definieren können, entschied der Ständerat
abschliessend. In der Gesamtabstimmung zeigten sich die meisten Mitglieder des
Ständerats mit den Änderungen einverstanden und nahmen die Vorlage mit 32 zu 8
Stimmen (bei einer Enthaltung) an. 67

Ende 2016 reichte Mauro Tuena (svp, ZH) eine parlamentarische Initiative zur Schaffung
einer rechtlichen Grundlage für Überwachungsmassnahmen durch eine Versicherung
ein. Nachdem der EGMR im Oktober 2016 das Fehlen einer entsprechenden
gesetzlichen Grundlage bemängelt hatte und verschiedene Versicherungen ihre
Überwachungstätigkeiten in der Folge eingestellt hatten, sollten dem ATSG
Bestimmungen zur Dauer, zu den Überwachungsinstrumenten, zu den zur Anordnung
der Überwachung und Durchsicht der Ergebnisse berechtigten Personen sowie zur
Benachrichtigung der Betroffenen hinzugefügt werden. 
Im März 2018 zog Tuena seine Initiative zugunsten der parlamentarischen Initiative der
SGK-NR (Pa.Iv. 16.479) zurück. 68
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In der Frühjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die parlamentarische Initiative
der SGK-SR sowie diejenige von Mauro Tuena (Pa. Iv. 16.482) zur Schaffung einer
gesetzlichen Grundlage für die Überwachung von Versicherten – also für die
sogenannten Sozialdetektive. Detailliert ausgearbeitet wurde zunächst die
Kommissionsinitiative, falls diese angenommen würde – so erklärte Tuena –, würde er
anschliessend seine Initiative zurückziehen. 
Zuerst wurden zwei Anträge auf Nichteintreten (Minderheitsantrag Schenker) sowie auf
Rückweisung der Kommissionsinitiative an die Kommission (Antrag Leutenegger
Oberholzer) behandelt. Im Rückweisungsantrag fasste Susanne Leutenegger Oberholzer
(sp, BL) die Argumente von linker Ratsseite gegen die Vorlage nochmals zusammen: Da
eine verdeckte Observation per se einen groben Eingriff in die Persönlichkeitsrechte
der Betroffenen darstelle, müsse sie ein Instrument der Ultima Ratio sein. In der
vorgeschlagenen Regelung seien jedoch noch nicht einmal eine Definition des
Anfangsverdachts oder konkrete gesetzliche Hürden für die Anordnung der
Überwachung aufgeführt, wodurch die Unschuldsvermutung verletzt würde. Die
Verletzungen der Privatsphäre, wie sie die Vorlage vorsieht, seien ausschliesslich der
Polizei erlaubt. Dass mit der Vorlage privaten Unternehmen weiterreichende Rechte
gewährt würden als der Polizei, verletze das Gewaltmonopol. Zur Wahrung der
Verhältnismässigkeit bedürfe es schliesslich einer Reihe von Änderungen in der Vorlage:
Die Observationen müssten durch eine gerichtliche Instanz angeordnet werden, ihre
Dauer müsste beschränkt werden, der Schutz der Privatsphäre müsste absolut
garantiert werden, der Missbrauch der gesammelten Daten müsste effektiv bekämpft
werden und die gesammelten Informationen müssten den Betroffenen vorgelegt und
auf Anfrage vernichtet werden. Zudem brauche es ein Verwertungsverbot für auf
unkontrollierte Weise erlangte Beweismittel in Strafverfahren. Diese Meinung würden
auch vier staatsrechtlich versierte Professorinnen und Professoren teilen, die ihre
Bedenken per Brief mitgeteilt hätten. In ihrer jetzigen Form widerspreche die Vorlage
der Bundesverfassung sowie der EMRK, weshalb sie einer Rückweisung an die
Kommission und einer externen rechtlichen Beurteilung bedürfe, schloss Leutenegger
Oberholzer ihren Rückweisungsantrag. In der Eintretensdebatte fanden diese Einwände
ausserhalb des linken Lagers keinen Rückhalt: Für die Kommission verwies Lorenz Hess
(bdp, BE) darauf, dass mit der Vorlage lediglich eine gesetzliche Grundlage für die
bisherige Praxis geschaffen werde. In der Kommission habe man Personen aus der
Praxis angehört, Bildmaterial begutachtet und juristische Beurteilungen gelesen, die
gezeigt hätten, dass solche Überwachungen nötig seien. Observationen würden von den
Versicherern als letztes Mittel angeordnet: die „versicherungsinternen Hürden (...) sind
enorm hoch“. Die vorliegende Lösung enthalte das „bestmögliche Gleichgewicht
zwischen Persönlichkeitsschutz und Persönlichkeitsrechten auf der einen und den
allgemeinen Interessen auf der anderen Seite“, so Hess. Er betonte auch, dass der
EGMR nicht die Observationen als solche, sondern deren fehlende gesetzliche
Grundlage in Frage gestellt habe. Diesbezüglich entwickelte sich in der Folge eine
Debatte zur Frage, ob der EGMR auch inhaltliche Kritik an der Praxis geübt habe oder
nicht. Schliesslich entschied sich die grosse Kammer mit 141 zu 53 Stimmen für
Eintreten und mit 140 zu 54 Stimmen gegen den Antrag Leutenegger Oberholzer, wobei
lediglich die SP- und die Grünen-Fraktion die Minderheitenpositionen unterstützten.
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Dieselben Lager zeigten sich anschliessend auch in der Detailberatung. Die linke
Ratshälfte versuchte mittels Minderheitsanträgen, die Bestimmungen zur Observation
zu verschärfen, scheiterte jedoch mit allen Vorstössen. Der Nationalrat wollte nicht,
dass Observationen allgemein von Gerichten angeordnet werden müssen, dass die
Überwachung auf öffentliche Gebiete beschränkt wird, dass unrechtmässig erlangte
Beweise in Strafprozessen nicht verwendet werden dürfen, dass der Einsatz anderer
technischer Hilfsmittel ausser den genannten, zum Beispiel Drohnen, ausdrücklich
untersagt wird oder dass GPS nur eingesetzt werden darf, wenn die Abklärungen sonst
aussichtslos sind. Insgesamt schuf der Nationalrat nur wenige Differenzen zum Erstrat.
Umstritten war im bürgerlichen Lager vor allem der Einsatz von technischen Hilfsmitteln
zur Standortbestimmung. Diesen wollte der Ständerat nur in Fällen erlauben, in denen
das Versicherungsgericht die entsprechende Observation genehmigt hatte. Der
Nationalrat schuf jedoch entgegen einem Minderheitsantrag Tuena eine
Bewilligungspflicht für den Einsatz selbst (125 zu 67 Stimmen): Eine Observation mit
technischen Hilfsmitteln zur Standortbestimmung bedarf der Annahme eines Antrags
beim Versicherungsgericht, wobei der Antrag unter anderem Angaben zu Zielen der
Observation, Betroffenen, eine Begründung der Notwendigkeit sowie Beginn und Ende
der Observation beinhalten muss. Darüber hinaus unterstellte der Nationalrat die
Mitarbeitenden von externen Unternehmen, die mit der Observation beauftragt
wurden, einer Schweigepflicht und legte fest, dass sie die erhobenen Daten nur im
Rahmen ihres Auftrags verwenden dürfen. Eine Abschwächung der ständerätlichen
Fassung sah der Nationalrat schliesslich bei der Genehmigung durch die
Versicherungen vor: Hatte der Ständerat noch auf einer „Person mit
Direktionsfunktion” bestanden, reichte für den Nationalrat „eine im fallbearbeitenden
Bereich (...) verantwortliche Person" aus (124 zu 65 Stimmen 3 Enthaltungen). In der
Schlussabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 140 zu 52 Stimmen gegen den
Widerstand der SP- und der Grünen-Fraktion an. Aufgrund dieses Entscheids zog
Mauro Tuena seine parlamentarische Initiative wie angekündigt zurück. 69

Noch in der gleichen Woche wie die erste nationalrätliche Debatte fand das
Differenzbereinigungsverfahren statt, wobei nicht mehr viele Fragen zur Schaffung
einer gesetzlichen Grundlage für die Überwachung von Versicherten offen waren. Der
Ständerat zeigte sich grösstenteils mit den Vorschlägen des Nationalrats einverstanden:
Er hiess die Notwendigkeit eines Antrags auf Überwachung mit technischen Hilfsmitteln
zur Standortbestimmung sowie die Schweigepflicht für die Mitarbeitenden der externen
Unternehmen gut. Er bestand jedoch darauf, Observationen nur durch Personen mit
Direktionsfunktion erlauben zu lassen. Da eine Observation „einen beachtlichen Eingriff
in die Persönlichkeitsrechte der betroffenen Person” darstelle, sei diese Entscheidung
auf Stufe Direktion zu treffen, erklärte Pirmin Bischof (cvp, SO) für die SGK-SR. Er
ergänzte, dass die Kommission aufgrund der vorgängigen nationalrätlichen Diskussion
noch zwei Fragen bei der Verwaltung habe abklären lassen. Demnach würden erstens
Drohnen gemäss Verwaltung ebenfalls zu den technischen Hilfsmitteln der
Standortbestimmung zählen, wenn sie für die Standortbestimmung eingesetzt würden –
nicht aber, wenn sie für die konkrete Observation verwendet würden. Zweitens stellte
die Verwaltung klar, dass gemäss ihrer Auffassung die Rahmenfrist von sechs Monaten
für die Überwachung durch das Einreichen eines Antrages zur Verwendung der
Hilfsmittel zur Standortbestimmung nicht neu zu laufen beginne. 
Noch an demselben Tag beschäftigte sich auch der Nationalrat erneut mit der Vorlage.
Nachdem die Problematik des Drohneneinsatzes auf Nachfrage von Silvia Schenker (sp,
BS) durch Isabelle Moret (fdp, VD) geklärt wurde – Drohnen seien bewilligungspflichtig
für die Standortfeststellung einsetzbar, jedoch nicht um Ton- und Bildaufnahmen zu
machen, betonte sie – nahm sich die grosse Kammer der letzten Differenz an: Auf
Antrag der SGK-NR lenkte sie ein und akzeptierte die Bestimmung des Ständerats; somit
dürfen nur Personen mit Direktionsfunktion zukünftig Observationen anordnen. 
Tags darauf folgten die Schlussabstimmungen in beiden Räten. Der Nationalrat nahm
die Vorlage mit 141 zu 51 Stimmen an, wobei sich an den Lagern nichts geändert hatte:
Die SP- und die Grünen-Fraktion waren einstimmig gegen die Schaffung der
entsprechenden gesetzlichen Regelungen, die übrigen Fraktionen sprachen sich
einstimmig dafür aus. Im Ständerat fiel das Bild ähnlich aus, hier standen 29
zustimmende 10 ablehnenden Stimmen und 3 Enthaltungen gegenüber. 

Damit war das Geschäft innert dreier Monate durch das Parlament „gepeitscht” worden,
wie es Balthasar Glättli (gp, ZH) gleichentags formulierte; zuletzt wurde es in einer
Woche dreimal vom National- und zweimal vom Ständerat beraten. „Wahnsinn. Raserei.
Eskalation” titelte der Tages Anzeiger bereits am Tag der Schlussabstimmungen und
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sprach dabei nicht vom Resultat, sondern vom Behandlungstempo. „Warum diese Eile,
dieses Politisieren nahe am Notrecht?” fragte er weiter und gab die Antwort gleich
selber: Die Beteuerungen zahlreicher Politikerinnen und Politiker – namentlich erwähnt
wurden Josef Dittli (fdp, UR), Alex Kuprecht (svp, SZ), Roland Eberle (svp, TG), Lorenz
Hess (bdp, BE) und Ruth Humbel (cvp, AG) –, wonach ein vehementer Zeitdruck
herrsche und die Missbrauchsbekämpfung für die Sozialversicherungen immens wichtig
sei, stünden in Zusammenhang mit den Mandaten der Sprechenden bei Versicherern,
„die direkt vom Gesetz profitier[t]en”. Diesen Vorwurf liess Lorenz Hess nicht gelten; er
argumentierte, das Gesetz betreffe vor allem die Suva und die IV, für die Visana, deren
Präsident er ist, seien Observationen nebensächlich. Gerade die Suva hatte aber
gemäss Tages Anzeiger bei der Beratung dieser Vorlage eine wichtige Rolle gespielt, wie
auch der Basler Strafrechtsprofessor Markus Schefer bestätigte. Ihre Vorschläge seien
im Gesetzgebungsprozess „willig aufgenommen“ worden, erklärte er. 
Mit Bezug auf diesen Artikel des Tages Anzeigers reichte Balthasar Glättli noch am
selben Tag eine Interpellation (Ip. 18.3330) ein und wollte wissen, ob andere
Gesetzesrevisionen ähnlich schnell vom Parlament verabschiedet worden waren, ob
Beratungs- und Verwaltungsratsmandate bei von der Vorlage betroffenen Versicherern
als relevante Interessenbindungen gelten und welche Konsequenzen allfällige in den
Kommissionsdiskussionen oder im Plenum nicht offengelegte Interessenbindungen
hätten. Für ihn sei „klar, dass die Versicherungsvertreter im Rat auf ihre
Interessenbindungen hätten hinweisen sollen“. Anfang Mai beantwortete das Büro-NR
die Interpellation: Seit der Wintersession 2011 seien 110 von 400 Bundesgesetzen und
Bundesbeschlüssen innert zweier aufeinanderfolgender Sessionen fertig behandelt
worden. Das Büro bestätigte, dass die erwähnten Mandate offenzulegen seien und die
Betroffenen dies getan hätten – die entsprechenden Mandate seien in einem Register
der Parlamentsdienste öffentlich zugänglich aufgeführt. Dadurch würden sie als
bekannt vorausgesetzt und müssten im Rahmen von einzelnen Geschäften nicht
genannt werden. Somit kam es bei der Beratung des Observationsartikels zu keinen
Unregelmässigkeiten bezüglich der Offenlegung von Interessenbindungen. Bestehen
bleibt jedoch der grosse potenzielle Einfluss der Versicherer, was nicht zuletzt auch
Alex Kuprecht bestätigte: „Hätten alle Politiker in den Ausstand treten müssen, die bei
einer Krankenkasse, einer Versicherung oder einer Pensionskasse ein Mandat haben,
hätten wir das Gesetz gar nicht beraten können”, erklärte er gegenüber dem Tages
Anzeiger. 70

Da sich die linken Parteien nach Annahme des Gesetzes bezüglich eines Referendums
gegen die gesetzliche Grundlage für die Überwachung von Versicherten bedeckt
hielten, ergriffen einzelne Personen, die sich gemäss Medien aufgrund eines Tweets von
Sibylle Berg zur entsprechenden Vorlage zusammengetan hatten, die Initiative und
lancierten ein Referendum: Über eine Internetplattform fanden die Schriftstellerin
Sibylle Berg, Rechtsanwalt Philip Stolkin und Student Dimitri Rougy, unterstützt von
Kampagnenexperte Daniel Graf, gemäss eigenen Aussagen 11'000 Personen, die
versprachen, Unterschriften gegen das Gesetz zu sammeln – und ihr Versprechen
offensichtlich hielten: Anfang Juni 2018 meldete das Referendumskomitee, dass man
innert Rekordzeit von 62 Tagen genügend Unterschriften für ein Referendum gegen die
sogenannten «Sozialdetektive» oder «Versicherungsdetektive» gesammelt habe. Zwei
Drittel der Unterschriften seien demnach von Privatpersonen gesammelt worden, ein
weiteres Drittel von den Grünen, der SP oder Amnesty International. Insgesamt hätten
75'500 Personen unterschrieben, 20'000 Unterschriften seien allerdings zu spät
eingetroffen und hätten daher von den Gemeinden nicht mehr beglaubigt werden
können. 56'025 gültige Unterschriften konnte das Komitee jedoch einreichen, so dass
die Bundeskanzlei am 16. Juli 2018 vermeldete, dass das Referendum zustande
gekommen sei. Am 25. November 2018 wird die Schweiz somit über die gesetzliche
Grundlage für die Überwachung von Versicherten abstimmen. Vom «ersten auf sozialen
Medien ergriffenen Referendum» schrieb diesbezüglich der Tages-Anzeiger und das
Referendumskomitee betonte: «Wir haben geschafft, was uns niemand zugetraut hätte:
Eine Bürgerbewegung, die dezentral und ohne grosse Organisation im Rücken ein
Referendum zustande bringt». 

Inhaltlich kritisierte das Referendumskomitee insbesondere die «masslose»
Überwachung der Bürger: Jede Person könne überwacht werden, neu sogar in den
eigenen vier Wänden. Dies stelle die «Bevölkerung unter Generalverdacht» und verletze
die «Privatsphäre der Menschen aufs Gröbste». Damit gingen die Kompetenzen der
Sozialversicherungsdetektive zukünftig weiter als diejenigen der Polizei. Insbesondere
dieser Punkt war umstritten. So erwiderte der Bundesrat auf eine Frage von Barbara
Steinemann (svp, ZH; 18.5232), dass die Sozialversicherungsdetektive faktisch nicht
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mehr Kompetenzen zur Überwachung erhielten als die Polizei. Auch das BSV und die
Suva erklärten in ihren jeweiligen Informationsmaterialien, dass die Polizei gemäss
Urteil des Bundesgerichts bereits heute von allgemein zugänglichen Orten aus frei
einsehbare Bereiche filmen dürfe. Gemäss NZZ bezogen sie sich dabei jedoch auf ein
Bundesgerichtsurteil zu einem Privatdetektiv, nicht zur Polizei. Allgemein kritisierte das
Referendumskomitee, dass der Bund Mutmassungen als Fakten hinstelle. Der Bund tue
so, als wäre seine Auslegung Gesetz, und beziehe sich dabei auf
Bundesgerichtsentscheide zum alten Gesetz, erklärte Rechtsanwalt Stolkin. Man wisse
aber nicht, wie das Bundesgericht das neue Gesetz auslegen werde. 
Unterstützung erfuhr das Referendumskomitee in seinen Argumentationen gemäss
Medien von Thomas Gächter, Professor für Staats-, Verwaltungs- und
Sozialversicherungsrecht an der Universität Zürich, sowie in einem vom Komitee in
Auftrag gegebenen Rechtsgutachten von Stefan Maeder, Assistenzprofessor für Straf-
und Strafprozessrecht an der Universität Luzern. Letzterer wies zum Beispiel darauf
hin, dass auch unklar sei, ob das Bundesgericht Filmen im Wohn- und Schlafzimmer
tatsächlich als Eingriff in die geschützte Privatsphäre erachten würde. Filmen sei zwar
gemäss BSV nur auf dem Balkon oder im Garten erlaubt, eine Passage, die Filmen im
Wohn- oder Schlafzimmer ausdrücklich verbiete, habe das Parlament aber trotz
entsprechenden Diskussionen nicht ins Gesetz aufgenommen, betonte auch Gächter.
Dasselbe gelte für Bild- und Tonaufzeichnungen, die ebenfalls nicht genauer bestimmt
worden waren, erklärte Stolkin gemäss Tages-Anzeiger. Der Bundesrat versichere zwar,
dass bei Aufzeichnungen nur Methoden eingesetzt würden, mit denen man gleich viel
sehen könne wie von blossem Auge, dennoch habe das Parlament auf eine
entsprechende Spezifikation im Gesetz verzichtet. Unklar bleibe schliesslich auch, ob
illegal erhaltene Aufnahmen vor Gericht trotzdem verwendet werden dürfen – auch hier
war auf eine ausdrückliche Regelung verzichtet worden. Somit hänge viel davon ab, wie
das Bundesgericht zukünftig das Gesetz auslegen werde, erklärte das
Referendumskomitee. Insgesamt empfand das Komitee die Informationsunterlagen des
BSV und der Suva gemäss NZZ als irreführend und unzutreffend und reichte darum
beim Regierungsrat des Kantons Zürich eine Abstimmungsbeschwerde ein. 71

Am 17. September 2018 lancierte das Referendumskomitee seine Kampagne gegen das
Gesetz über die Grundlage der Überwachung von Versicherten vor dem Hauptsitz der
CSS-Krankenversicherung in Bern. Ziel dieser Aktion sei gemäss Komitee, den Fokus der
Diskussion auch auf die Krankenkassen zu lenken. Da alle Bürger krankenversichert
seien, könnten sie alle zukünftig einmal ins Visier der Sozialdetektive geraten,
argumentierte Dimitri Rougy vom Referendumskomitee. Dass das neue Gesetz –
entgegen deren Erklärungen – für die Krankenkassen wichtig sei, zeige das starke
Lobbying, das sie diesbezüglich in Bern betrieben hätten. Dieser Darstellung
widersprach die CSS: Observationen spielten für sie jetzt und auch zukünftig bei der
Missbrauchsbekämpfung keine Rolle, erklärte CSS-Sprecherin Christina Wettstein. 
Noch während der Abstimmungskampagnen präsentierte der Bundesrat seine
Verordnung zur Anforderung an die mit der Überwachung betrauten Personen. Diese
müssten über eine Bewilligung des BSV verfügen, in den letzten 10 Jahren nicht für ein
mit der Überwachung zusammenhängendes Delikt verurteilt worden sein, über eine
Polizeiausbildung oder gleichwertige Ausbildung, dazu zählt auch eine Ausbildung an
einer Detektivschule, sowie über ausreichende Rechtskenntnisse verfügen und
mindestens zwei Jahre Berufserfahrung in der Personenüberwachung haben. Zudem
soll das BSV ein Verzeichnis über die entsprechenden Personen führen. Dies sei zwar
besser als gar keine Regelung, erklärte Silvia Schenker (sp, BS) als Mitglied des
Referendumskomitees, löse aber das Grundproblem der Überwachung nicht. 
In der Folge versuchten die Referendumsführenden klar zu machen, dass es ihnen nicht
in erster Linie darum gehe, Observationen zu verhindern. Diese dürften aber nicht
willkürlich erfolgen, sondern müssten auf einer sorgfältig ausgearbeiteten gesetzlichen
Grundlage beruhen. Eine solche stelle das neue Gesetz aber nicht dar, da zu viele
Punkte unklar seien. Zudem gingen die Möglichkeiten, welche die Versicherungen
erhielten, viel zu weit. Man würde damit «mit Kanonen auf Spatzen […] schiessen»,
betonte Anne Seydoux (cvp, JU). Erstere Kritik unterstützte auch ein bürgerliches
Komitee, vor allem bestehend aus Jungen Grünliberalen sowie teilweise aus
Jungfreisinnigen. Unterstützt wurden sie von einigen Kantonalsektionen, etwa der GLP
Neuenburg oder der CVP Jura, CVP Neuenburg und CVP Genf. Offiziell bekämpft wurde
die Vorlage schliesslich von SP, Grünen und Grünliberalen, Letztere entschieden sich
aber mit 67 zu 61 Stimmen nur knapp und gegen den Willen des Parteivorstands gegen
das Gesetz. Unterstützung in den Medien erhielten die Komitees während des
Abstimmungskampfes auch von einem Teil des Verbandes Schweizerischer
Polizeibeamter (VSPB): Die Hälfte der Verbandsmitglieder, die an einer entsprechenden
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Befragung teilgenommen hätten, lehne das neue Gesetz ebenfalls ab, weil
Privatdetektive verglichen mit den Strafverfolgungsbehörden zu viele Kompetenzen
erhielten, berichteten die Medien.
Auf der anderen Seite betonten die Befürworterinnen und Befürworter des neuen
Gesetzes, zu dem unter anderem die SVP, FDP, CVP, BDP und EDU sowie zum Beispiel
der Gewerbeverband, der Arbeitgeberverband und der Versicherungsverband zählten,
dessen Wichtigkeit für die Sozialversicherungen. Einerseits sei eine konsequente
Verfolgung von Missbrauch für das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die
Sozialversicherungen zentral, andererseits könnten so Kosten gespart werden, wodurch
mehr Geld für die tatsächlich Berechtigten übrigbliebe. Um letzteren Punkt zu
verdeutlichen, führten die Befürwortenden des Gesetzes an, wie viele unrechtmässig
bezogenen Leistungen durch die Observationen gespart werden können. Alleine
zwischen 2009 und 2016 habe die IV gemäss Zahlen des BSV wegen festgestellten
Missbräuchen in etwa 2000 Fällen pro Jahr insgesamt Renten in der Höhe von CHF 1.2
Mrd. eingespart. Jährlich seien 220 Fälle mithilfe von Observationen durchgeführt
worden, wobei sich der Verdacht in der Hälfte der Fälle bestätigt habe. Der momentane
Überwachungsstopp erschwere den entsprechenden Stellen hingegen die Überführung
von Betrügerinnen und Betrügern. So erklärte die IV-Stelle Bern, dass sie im ersten
Halbjahr 2018 nur halb so viele Fälle unrechtmässig bezogener Leistungen festgestellt
habe wie im ersten Halbjahr 2017. Keine entsprechende Einschätzung abgeben wollte
jedoch zum Beispiel die IV-Stelle des Kantons Aargau, die SVA Aargau, da aufgrund der
langen Dauer der Überwachungen zu Beginn des Untersuchungszeitraums noch
Observationen eingesetzt worden seien. Auch Silvia Schenker kritisierte entsprechende
Aussagen als reine Spekulation, da nicht nachgewiesen werden könne, ob die
Unterschiede tatsächlich auf die fehlenden Observationen zurückzuführen seien.  

Ungewohnt grosse Aufmerksamkeit erhielt im Rahmen des Abstimmungskampfes das
Abstimmungsbüchlein. Das Referendumskomitee kritisierte in den Medien die
Informationspolitik des Bundesrates im Abstimmungsbüchlein deutlich. Letzteres sei
fehlerhaft, so dass die freie Meinungsbildung nicht mehr gewährleistet sei. Beanstandet
wurde insbesondere, dass das neue Gesetz durch Aussagen, wonach dieses keine
Möglichkeiten schaffe, in Wohn- und Schlafzimmern zu filmen, und wonach
Richtmikrofone und Wanzen nicht erlaubt seien, verharmlost werde. Dem widersprach
die Bundeskanzlei und erklärte, man habe die Grundsätze der Sachlichkeit, Transparenz
und Verhältnismässigkeit eingehalten. In der Folge versuchte das Komitee, den Versand
des Abstimmungsbüchlein durch eine Abstimmungsbeschwerde beim Kanton Zürich
und anschliessend beim Bundesgericht zu verhindern. Das Bundesgericht wies
hingegen den Antrag auf Versandstopp ab. Ein solcher sei nicht gerechtfertigt, weil
auch zwei weitere Vorlagen Ende November 2018 zur Abstimmung kämen. Inhaltlich
entschied es jedoch zu diesem Zeitpunkt noch nicht. 
Etwa drei Wochen vor dem Urnengang wurde schliesslich publik, dass die Zahlen des
BSV zur Anzahl Observationen bei der IV nicht korrekt waren. So wäre etwa der Kanton
Freiburg mit knapp 4 Prozent der Schweizer Bevölkerung für 30 Prozent aller
Observationen verantwortlich gewesen; statt 70 Observationen, wie sie das BSV
aufführte, hätten in demselben Zeitraum in Freiburg jedoch nur 8 Observationen
stattgefunden, erklärte dann auch der Direktor der kantonalen
Sozialversicherungsanstalt. Auch in Bern und in Basel-Landschaft waren die Zahlen
falsch. Diese Fehler hatten Auswirkungen auf die Höhe der Einsparungen durch die
Observationen, die von der Anzahl Observationen abhängt. In der Folge musste die
Bundeskanzlei die im Abstimmungsbüchlein gedruckten Zahlen korrigieren: Jährlich
komme es bei der IV von 2'400 Fällen, in denen Verdacht auf Sozialversicherungsbetrug
bestehe, in 150 Fällen zu Observationen, nicht in 220 Fällen wie ursprünglich erklärt. Da
das Abstimmungsbüchlein zu diesem Zeitpunkt bereits gedruckt und verschickt war,
korrigierte der Bund die Zahlen nur in der elektronischen Fassung. Dies könne
womöglich rechtliche Folgen – bis hin zur Ungültigerklärung der Abstimmung – haben,
spekulierten die Medien.
Kurze Zeit später wurde ein weiterer Fehler im Abstimmungsbüchlein publik. So
berichtigte die GPK-NR eine Angabe in einer Tabelle, wonach der Nachrichtendienst
zum Beispiel Telefonüberwachungen zur Bekämpfung von «Terrorismus und
gewalttätigem Extremismus» einsetzen könne. Dies stimme nur für Terrorismus, gegen
gewalttätigen Extremismus, zum Beispiel gegen Links- oder Rechtsradikale, könne der
Nachrichtendienst keine Telefonüberwachung einsetzen. Relevant war dieser Aspekt
vor allem, weil die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage argumentierten, die
Sozialversicherungen erhielten weitergehende Kompetenzen als Polizei oder
Nachrichtendienst – was die Befürworterinnen und Befürworter bestritten. 
Nicht nur das Abstimmungsbüchlein, auch die Zahlen bezüglich der Observationen, die
der Schweizerische Versicherungsverband (SSV) publizierte, erwiesen sich kurz darauf
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als unvollständig. Der Verband sprach von 100 Fällen von Observationen pro Jahr und
erklärte, das «Mittel der Observation [werde] zurückhaltend, aber effizient eingesetzt».
Dabei führte er jedoch nur die Observationen zum obligatorischen Bereich der
Unfallversicherung, nicht aber diejenigen von anderen Versicherungen (z.B.
Zusatzversicherungen, Krankentaggeldversicherungen, Haftpflichtversicherungen) auf,
bei denen Überwachungen deutlich häufiger eingesetzt werden, die jedoch das neue
Gesetz nicht betraf. 

Die Medien publizierten während des Abstimmungskampfes mehrmals Geschichten,
welche unrechtmässige Bezüge von Sozialversicherungsgeldern thematisierten. So
veröffentlichte etwa das Bundesgericht Mitte Oktober 2018 ein Urteil zu einer Person,
die wegen Sozialversicherungsbetrugs ihren Rentenanspruch verlor (9C_221/2018).
Auch ein Bericht in der «Rundschau» sowie Überwachungsvideos von Betrügern, die
der Präsident der Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen, Andreas Dummermuth,
veröffentlichte, wurden von den Medien aufgenommenen. Andererseits kamen auch
Personen zu Wort, welche zu Unrecht observiert worden waren, und im Zusammenhang
damit wurden auch die Folgen von solchen Überwachungen beleuchtet. So könnten
diese bei den Überwachten seelische Spuren bis hin zu psychischen Beschwerden und
dem Gefühl des Überwachtwerdens hinterlassen und bestehende psychische
Erkrankungen noch verstärken, erklärte die Psychiaterin Maria Cerletti gegenüber dem
Blick. Dabei wirke nicht nur die Überwachung selbst schädlich, sondern bereits das
Wissen, dass man überwacht werden könnte. 

Deutliche Vorzeichen für den Abstimmungssonntag lieferten die Vorumfragen. Die
verschiedenen Wellen der Tamedia-Umfrage zeigten konstant einen Ja-Stimmenanteil
von ungefähr zwei Dritteln der Stimmen (1. Welle: 67% Jastimmen, 30% Neinstimmen, 2.
Welle: 68% Jastimmen, 30% Neinstimmen, 3. Welle: 67% Jastimmen, 32%
Neinstimmen), die zwei Wellen der SRG-Umfrage durch gfs.bern machten Ja-
Mehrheiten von 57 respektive 59 Prozent aus. Ob der relativ klaren Ausgangslage
begannen sich die Medien gegen Ende des Abstimmungskampfes für die Frage zu
interessieren, was bei einer Bestätigung des Gesetzes durch das Volk geschehe. So
bestehe durchaus die Möglichkeit, dass der EGMR in Strassburg auch das neue Gesetz
beanstande, weil dieses verschiedene Anforderungen des Urteils von 2016 nicht erfülle.
Zum Beispiel seien die Regelungen bezüglich der anordnenden, durchführenden und
überwachenden Einheiten sowie die Art und Weise der Überwachung zu unpräzise
formuliert, erklärte etwa Kurt Pärli, Professor für Soziales Privatrecht der Universität
Basel, ebenfalls gegenüber dem Blick. 

Am 25. November 2018 fiel das Abstimmungsergebnis ähnlich deutlich aus, wie die
Umfragen zuvor angekündigt hatten. Mit 64.7 Prozent bei einer Stimmbeteiligung von
48.4 Prozent sprachen sich die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger für das Gesetz zur
Überwachung der Versicherten aus. Am höchsten lag die Zustimmung in den Kantonen
Appenzell-Innerrhoden (81.2%), Nidwalden (78.0%), Obwalden (76.4%) und Schwyz
(76.4%), abgelehnt wurde es in den Kantonen Jura (48.6%) und Genf (41.4%). Neben
deutlichen sprachregionalen Unterschieden – in der Deutschschweiz lag die
Zustimmung gemäss einer Auswertung des BFS durchschnittlich um fast 18
Prozentpunkte höher als in der Romandie, aber um etwa 2 Prozentpunkte tiefer als in
der italienischsprachigen Schweiz – zeigten sich auch grosse Differenzen zwischen
städtischen und ländlichen Regionen: Hier betrugen die Differenzen 15.7 Prozentpunkte
in der Deutschschweiz und 11.3 Prozentpunkte in der Romandie. Lediglich in der
italienischsprachigen Schweiz stimmten die Stadt- und die Landbevölkerung ähnlich
(2.4 Prozentpunkte Unterschied). Unterschiede zeigten sich gemäss der
Nachabstimmungsbefragung Voto auch zwischen den Altersgruppen: Personen
zwischen 18 und 29 Jahren stimmten der Vorlage nur zu 42 Prozent zu, alle übrigen
Altersgruppen wiesen Zustimmungsraten zwischen 60 und 76 Prozent auf. Ähnlich wie
zuvor die Tamedia-Nachbefragung zeigte auch Voto auf, dass die Sympathisantinnen
und Sympathisanten der Grünen (Voto: 24%, Tamedia: 22%) dem neuen Gesetz deutlich
kritischer gegenüberstanden als diejenigen der SP (Voto: 42%, Tamedia: 38%). Die
Befürworterinnen und Befürworter zielten gemäss Voto in erster Linie auf eine effektive
Missbrauchsbekämpfung bei den Sozialversicherungen ab, die Gegnerinnen und Gegner
bezogen sich in ihrer Argumentation insbesondere auf die Probleme der Vorlage
bezüglich der Rechtsstaatlichkeit. 

Das Ergebnis zeige, dass ohne schlagkräftige Organisation im Rücken zwar eine
Abstimmung erzwungen, nicht aber gewonnen werden könne, urteilten die Medien. Mit
«Die Grenzen der Bürgerbewegung» fasste das St. Galler Tagblatt die Vorlage
zusammen. Auch die Initianten betonten, dass ihnen im Hinblick auf die
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«millionenschwere Kampagne der Versicherungsbranche» das notwendige Geld für
einen Vollerfolg gefehlt habe. Einen Teil ihres Ziels hätten sie jedoch dadurch erreicht,
dass durch verschiedene im Abstimmungskampf gemachte Äusserungen der
Befürworterinnen und Befürworter persönlichkeitsrechtliche Aspekte hätten geklärt
werden können, zum Beispiel die Frage von Filmaufnahmen aus Schlafzimmern. Daran
müsse sich die Justiz orientieren, auch wenn diese nicht direkt in die
Gesetzesauslegung einfliessen würden, betonte zum Beispiel Daniel Gerny in der NZZ. 

Abstimmung vom 25. November 2018

Beteiligung: 48.4%
Ja: 1'667'849' (64.7%), Stände: 21
Nein: 909'172 (35.3%), Stände: 2

Parolen: 
– Ja: BDP, CVP, EDU, FDP, SVP, Arbeitgeberverband, Gewerbeverband,
Versicherungsverband 
– Nein: GPS, GLP, PdA, SD, SP, Dachverband der Behindertenorganisationen,
Gewerkschaftsbund, Pro Infirmis, Travailsuisse
– Stimmfreigabe: EVP
* in Klammern die Anzahl abweichender Kantonalsektionen 72

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Auf einstimmigen Antrag der vorberatenden Kommission lehnte der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative Tschopp (fdp, GE) für die Errichtung einer "AHV plus" ab,
die AHV, berufliche Vorsorge sowie Kranken- und Unfallversicherung durch eine
Einrichtung ergänzen wollte, welche die Gesundheits- und Betreuungskosten für
Betagte übernimmt. Die Kommission befand, der Vorschlag sei zwar prüfenswert, werfe
aber noch allzuviele offene Fragen auf, unter anderem die ganz zentrale der Solidarität
zwischen Jungen und Alten, weshalb sie anregte, die angesprochene Problematik in
einem Bericht vertiefter auszuleuchten. Das Plenum überwies ein entsprechendes
Postulat der Kommission diskussionslos (Po. 93.3530). 73

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.1994
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Die grosse Kammer unterstützte ebenfalls eine parlamentarische Initiative Gysin (fdp,
BL), welche verlangt, die SUVA sei als Krankenversichererin zuzulassen. Heute erlaubt
das KVG den Zugang zur obligatorischen Grundversicherung nur den nicht-
gewinnorientierten Krankenkassen und den dem Versicherungsaufsichtsgesetz
unterstellten Privatversicherern. Vom Marktzutritt der SUVA erhoffte sich eine Mehrheit
des Nationalrates einen heilsamen Druck auf die Prämien, da die SUVA ihre "Case-
management"-Erfahrung bei der Unfallversicherung möglicherweise auf die
Krankenversicherung übertragen könnte. Die Ratsminderheit befürchtete dagegen, die
SUVA würde mit 1,8 Millionen UVG-Versicherten ihre starke Marktposition als
Wettbewerbsvorteil ausnützen, umso mehr, als zu ihren Versicherten vor allem
berufstätige Personen und damit "gute Risiken" gehören. Eine CVP-Minderheit der
vorberatenden Kommission reichte vergebens eine Motion mit dem Ziel ein, die als
Gegenstück zur KVG-Zulassung die Aufhebung des Teilmonopols der SUVA im UVG-
Bereich verlangte (Mo. 97.3391). 74

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.1997
MARIANNE BENTELI

In der Frühlingssession 2016 beriet der Nationalrat die parlamentarische Initiative
seiner Kommission für die Verlängerung der Gültigkeit von Artikel 55a KVG zur
Steuerung der Zulassung von Ärztinnen und Ärzten. Die Kommission empfahl den
Erlassentwurf einstimmig und ohne Enthaltung zur Annahme, und auch der Bundesrat
sprach sich dafür aus. Entsprechend klar fiel der Entscheid aus: Nach den
Positionsbezügen der Fraktionen wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen und
die parlamentarische Initiative passierte mit 177 zu 7 Stimmen bei vier Enthaltungen. Auf
eine gewisse Opposition traf sie lediglich bei der freisinnig-liberalen Fraktion.
In der Eintretensdebatte hatten die Kommissionssprecherin und der
Kommissionssprecher ausgeführt, trotz dem früheren ablehnenden Entscheid des
Rates bestehe ein Handlungsbedarf, was sich an diversen parlamentarischen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.04.2016
FLAVIA CARONI
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Vorstössen und Standesinitiativen ablesen lasse. Die Vorlage führe nicht zu einem
Zulassungsstopp, wie es gelegentlich dargestellt werde, sondern biete lediglich jenen
Kantonen, die darauf angewiesen sind, ein Instrument für die Beschränkung der
Zulassung von ausländischen Ärztinnen und Ärzten. Ärztinnen und Ärzte, die ihre
Ausbildung in der Schweiz absolviert haben, und solche, die mindestens drei Jahre lang
an einer anerkannten Schweizer Weiterbildungsinstitution tätig waren, sind von der
Beschränkung nicht betroffen. Die vorgesehenen drei Jahre der befristeten Regelung
würden benötigt, um eine alternative Lösung im definitiven Recht zu verankern. Dafür
soll eine Kommissionsmotion sorgen. Die Vertreterinnen der SP betonten die
Wichtigkeit der Zulassungssteuerung und die Notwendigkeit eines Kompromisses, der
BDP-Sprecher erklärte, die Beendigung der Stop-and-Go-Politik in dem Bereich sei
wichtig genug, um die Verlängerung zu legitimieren. Auch der SVP-Vertreter beantragte
Eintreten und Zustimmung, obwohl er die zu verlängernde Zulassungssteuerung als
„wettbewerbs- und qualitätsfeindlich" bezeichnete – es gelte, nach einer neuen,
freiheitlichen Lösung für das Gesundheitssystem zu suchen und in der Zwischenzeit
einen starken Zustrom ausländischer Ärztinnen und Ärzte mit einem entsprechenden
Kostensprung zu vermeiden. Auf Seiten der freisinnig-liberalen Fraktion heiss es, eine
Fraktionsminderheit werde den Vorstoss nicht unterstützen. Dies einerseits aus
formalen Gründen: Das Vorgehen, kurz nach der Ablehnung einer Massnahme durch das
Plenum eine sehr ähnliche wieder aufzugleisen, stosse auf Abneigung. Andererseits
habe die Zulassungssteuerung keine positiven Auswirkungen und senke die Kosten
nicht. Die Mehrheit der Fraktion gab jedoch an, aus gutem Willen gegenüber dem
Bundesrat zuzustimmen. Der Sprecher der Grünliberalen schliesslich erklärte, seine
Fraktion sei im Herzen gegen den Zulassungsstopp, begrüsse jedoch die
Übergangslösung, um später erneut über eine Lockerung des Vertragszwangs
diskutieren zu können.
Die Dringlichkeitsklausel, mit der das Bundesgesetz versehen werden soll, war vom
Entscheid vorerst ausgeschlossen. Über sie wird erst vor der Schlussabstimmung nach
einer allfälligen Differenzbereinigung zwischen den beiden Kammern entschieden. 75

Unfallversicherung

In der Wintersession nahm der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Suter (fdp,
BE) an, welche verlangt, Art. 37 Abs. 2 des Unfallversicherungsgesetzes sei ersatzlos zu
streichen. Damit soll die Kürzung der Leistungen wegen grobfahrlässiger Herbeiführung
eines Unfalls auch im Bereich der Nichtberufsunfälle wegfallen. Bei Berufsunfällen ist
die Kürzung bereits heute aufgrund übergeordneten, internationalen Rechts
unzulässig. 76

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.12.1995
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat hatte im Vorjahr einer parlamentarischen Initiative Suter (fdp, BE) zur
Aufhebung der Leistungskürzungen bei grobfahrlässig herbeigeführten Unfällen im
Nichtberufsbereich vorläufig Folge gegeben. Damit sollte sichergestellt werden, dass
Nichtberufsunfälle den Berufsunfällen, bei denen es aufgrund übergeordneten Rechts
keine Leistungskürzungen mehr geben darf, gleichgestellt werden. Bei der konkreten
Ausgestaltung der Vorlage durch die Kommission wurde die Möglichkeit der
Leistungskürzung im Interesse der Prävention zwar beibehalten, allerdings auf die
Taggelder beschränkt, die während maximal zwei Jahren um höchstens 0% gekürzt
werden können. Um nicht unschuldige Angehörige mit zu bestrafen, wurden für
grobfahrlässig begangene Unfälle die Kürzungen im Bereich der Renten aufgehoben.
Vorbehalten bleiben aber weiterhin Unfälle, die in Ausführung eines Verbrechens oder
Vergehens herbeigeführt werden. Dies betrifft vor allem das Fahren in angetrunkenem
Zustand, welches weiterhin durch Kürzungen im gesamten Leistungsbereich geahndet
werden kann. 77

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.09.1996
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos wurde einer Änderung des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung
in dem Sinn zugestimmt, dass die Nichtberufsunfälle den Berufsunfällen bei Vorliegen
einer Grobfahrlässigkeit annähernd gleichgestellt werden. Seit 1993 ist eine Kürzung
der Leistungen bei Berufsunfällen aufgrund von übergeordnetem Recht nicht mehr
zulässig. Mit der nun beschlossenen Änderung können die Renten und
Hilflosenentschädigungen bei einem grobfahrlässig herbeigeführten Unfall nicht mehr
gekürzt werden. Um dennoch den Gedanken der Prävention aufrecht zu erhalten, kann
bei den Taggeldern eine Kürzung um maximal die Hälfte vorgenommen werden. Diese
Änderung geht auf eine parlamentarische Initiative Suter (fdp, BE) zurück. 78

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.1997
MARIANNE BENTELI
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Gegen einen rechts-grünen Minderheitsantrag gab der Nationalrat mit 100 zu 60
Stimmen einer parlamentarischen Initiative Raggenbass (cvp, TG) Folge, welche das
UVG in dem Sinn abändern will, dass für Invaliditäten unter 10% keine Renten mehr
gesprochen werden. 79

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.1998
MARIANNE BENTELI

Beide Räte verabschiedeten in der Herbstsession eine Änderung des
Unfallversicherungsgesetzes, nach welcher die Sanktionen wegen grobfahlässigen
Verhaltens in der Nichtberufsunfallversicherung gemildert werden. Ausgehend von
einer parlamentarischen Initiative Suter (fdp, BE) änderte der Gesetzgeber eine
Bestimmung des UVG in dem Sinn, dass inskünftig bei Grobfahrlässigkeit nicht mehr
sämtliche Geldleistungen, sondern nur noch die Taggelder gekürzt werden, und dies
höchstens während zwei Jahren. Das bedeutet, dass die Renten an allenfalls
Hinterbliebene ohne Kürzungen ausbezahlt werden; überlebt der Unfallverursacher, so
kommt er nach der Karenzfrist von zwei Jahren ebenfalls in den Genuss einer
ungekürzten Rente. Diese Lösung wurde vor allem im Interesse der (mit)betroffenen
Familien beschlossen. 80

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI

In Erfüllung einer parlamentarischen Initiative Roth (sp, GE) nahm der Bundesrat eine
Änderung der Verordnung über die Unfallversicherung vor, welche die Stellung der
Teilzeitarbeitenden verbessert. Neu sind Beschäftigte, die mindestens acht Stunden
pro Woche beim gleichen Arbeitgeber angestellt sind, obligatorisch nicht nur gegen
Berufs- sondern auch Nichtberufsunfälle versichert. Bisher lag die Grenze bei zwölf
Stunden. 81

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.11.1999
MARIANNE BENTELI

Mit 91 zu 41 Stimmen nahm der Nationalrat – ausgehend von einer parlamentarische
Initiative Raggenbass (cvp, TG) – eine Änderung des Unfallversicherungsgesetzes an.
Demnach kann ein Anspruch auf eine Rente der Unfallversicherung erst bei einem
Invaliditätsgrad von mindestens 10% entstehen. Mit der Gesetzesänderung wurde die
während fünfzig Jahren geübte Praxis wiederhergestellt, die 1996 durch einen
Entscheid des Eidg. Versicherungsgerichtes umgestossen worden war. Der Ständerat
stimmte der Änderung ebenfalls zu. 82

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2000
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Nationalrat zwei Motionen angenommen, die Vereinfachungen bei
der Prämienerhebung in der obligatorischen Unfallversicherung sowie einen verstärkten
Wettbewerb unter den Versicherungsgesellschaften anstrebten. Die SGK des
Ständerates fasste die beiden Anliegen in einer parlamentarischen Initiative zusammen,
die vom Plenum stillschweigend angenommen wurden. Die beiden Motionen wurden
sinngemäss abgelehnt (Mo. 02.3365, 02.3370). 83

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2003
MARIANNE BENTELI

1999 hatte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Folge gegeben, die eine
Änderung des SchKG in dem Sinn verlangte, dass die Prämien der obligatorischen
Unfallversicherung in Zukunft von der Konkursbetreibung ausgenommen werden. Die
grosse Kammer genehmigte nun auch die gesetzlichen Umsetzung einstimmig, worauf
der Ständerat stillschweigend diese Bestimmungen ebenfalls guthiess. 84

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.2003
MARIANNE BENTELI

Da er in der Vergangenheit schon analoge Motionen angenommen hatte, stimmte der
Nationalrat im Grundsatz einer parlamentarischen Initiative des Ständerates für eine
Teilrevision des UVG zu. Damit wird die Praxis sanktioniert, dass private
Unfallversicherer für KMU und Kleinstbetriebe eine Mindestprämie verlangen können.
Beim Verwaltungskostenzuschlag wählte er jedoch eine etwas liberalere Formulierung.
Diesem Vorgehen schloss sich der Ständerat an. Der Nationalrat nahm ein Postulat
(04.3509) Rime (svp, FR) an, das den Bundesrat beauftragt, die Möglichkeit einer
Prämienerhöhung bei der Nichtbetriebsunfallversicherung zu prüfen, die unabhängig
von der Einteilung in Berufsgruppen ist, welche bei der Betriebsunfallversicherung
angewendet wird. 85

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2004
MARIANNE BENTELI
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Der SVP ist bereits seit längerem das Halbmonopol der SUVA im Bereich der
Betriebsunfallversicherung ein Dorn im Auge. Im Berichtsjahr war nun Baumann (svp,
TG) gegen den Antrag der vorberatenden Kommission mit einer parlamentarischen
Initiative im Nationalrat erfolgreich. Demnach wird das Gesetz dahingehend geändert,
dass der Bundesrat Betriebsarten, welche die Voraussetzungen für eine obligatorische
Unterstellung unter die SUVA nur teilweise erfüllen, davon ausnehmen kann. Baumann
visiert vor allem handwerkliche Betriebe an, die im Zuge des Funktionswandels den
manuellen Aspekt weitgehend verloren haben, beispielsweise Optiker- oder
Sportgeschäfte. Obgleich ihre Tätigkeiten kaum noch mit besonderen
Verletzungsrisiken behaftet sind, werden sie durch die Unterstellung in die
Solidarhaftung mit immer noch gefährlichen Betrieben ihrer Branche gezwungen. Die
ablehnende Kommissionsmehrheit machte vergeblich geltend, der ausformulierte Text
schaffe neue Begriffe und Unklarheiten; allfällige Probleme könnten bei der
anstehenden Revision des UVG kohärenter angegangen werden. Der Initiative wurde mit
84 zu 79 Stimmen Folge gegeben. 86

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.05.2006
MARIANNE BENTELI

Die Kommissionen für Rechtsfragen der beiden Räte gaben einer parlamentarischen
Initiative Poggia (mcg, GE) Folge, die von Roger Golay (mcg, GE) übernommen worden
war. Das Begehren fordert, dass die Kantone Streitigkeiten aus der obligatorischen
Unfallversicherung und den Zusatzversicherungen zu dieser einer einzigen
gerichtlichen Beschwerdeinstanz zuweisen können, wie sie das bei Fällen im
Zusammenhang mit den privaten Zusatzversicherungen zur obligatorischen
Krankenpflegeversicherung tun können. Eine Behandlung bei zwei verschiedenen
Instanzen – namentlich der kantonalen Spezialinstanz für Sozialversicherungen und der
normalen kantonalen Instanz – erschwere und verlängere die Verfahren unnötig. Zudem
sei die fehlende Kohärenz zwischen obligatorischer Krankenpflegeversicherung und
obligatorischer Unfallversicherung stossend, so die Begründung des Vorstosses. 87

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.06.2014
FLAVIA CARONI

Der Ständerat lehnte in der Herbstsession 2015 stillschweigend eine parlamentarische
Initiative Baumann (svp, TG) aus dem Jahr 2004 ab, mit der es Unternehmungen hätte
erleichtert werden sollen, ihre Unfallversicherung bei einem anderen Anbieter
abzuschliessen, obwohl sie grundsätzlich unter den Unterstellungsbereich der SUVA
fallen. 88

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2015
FLAVIA CARONI

Eine parlamentarische Initiative Hardegger (sp, ZH) verlangte,  Spitalinfektionen
versicherungsrechtlich analog zu Unfällen zu behandeln. Das
Unfallversicherungsgesetz sollte entsprechend angepasst werden. In der Begründung
des Vorstosses hiess es, dies sei angemessen, da eine in einer medizinischen
Einrichtung erworbene Infektion ein unerwartetes und nicht beabsichtigtes Ereignis
darstelle und damit die Definition eines Unfalles erfülle. Solche Infektionen können
zudem schwerwiegende Folgen für die Betroffenen haben. Die SGK des Nationalrates
beantragte, der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Sie betonte, für die
Prävention von Spitalinfektionen sollte mehr getan werden, und verwies auf laufende
Bestrebungen. Würden die Kosten einer Spitalinfektion bei Patientinnen und Patienten,
die nicht aufgrund eines Unfalls in Behandlung waren, von der Unfallversicherung
übernommen, sei das jedoch systemwidrig. Die Unfalldefinition sei nicht erfüllt, und
nicht die gesamte Bevölkerung sei nach UVG versichert. Der Nationalrat folgte in der
Herbstsession 2015 nach kurzer Diskussion seiner Kommission und lehnte den Vorstoss
mit 97 zu 65 Stimmen ab. 89

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2015
FLAVIA CARONI

Ende 2014 hatte die RK-SR entschieden, dass man nur sehr zurückhaltend bereits
wieder Änderungen an der erst kürzlich eingeführten neuen Zivilprozessordnung
vornehmen solle. Stattdessen beauftragte die Kommission den Bundesrat mit einer
Motion (Mo. 14.4008), die neue Zivilprozessordnung auf ihre Praxistauglichkeit zu testen
und dem Parlament die notwendigen Änderungen zu beantragen. Aus diesem Grund
entschied sich die RK-NR  im April 2016, dem Nationalrat für die parlamentarische
Initiative Poggia (mcg, GE, übernommen von Golay: mcg, GE) bezüglich einer einzigen
gerichtlichen Beschwerdeinstanz bei der Unfallversicherung, eine Fristverlängerung
um zwei Jahre – bis nach der Umsetzung der entsprechenden Motion – zu beantragen.
Diskussionslos nahm der Nationalrat den Antrag an. 90

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.04.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Im Herbst 2018 stellte sich heraus, dass die Arbeiten zur Motion der RK-SR (Mo.
14.4008) doch länger dauern würden als erwartet. Darum verlängerte der Nationalrat
die Behandlungsfrist der parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE; übernommen
von Golay, mcg, GE) bezüglich einer einzigen gerichtlichen Beschwerdeinstanz bei der
Unfallversicherung erneut um zwei Jahre. 91

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2018 reichte Philippe Nantermod (fdp, VS) eine parlamentarische Initiative zur
Schliessung der Rechtslücken in der Unfallversicherung ein. Wie bereits die Motion
Darbellay (cvp, VS; Mo. 11.3811) wollte er die Problematik angehen, dass Rückfälle und
Spätfolgen von Jugendunfällen im Erwachsenenalter gemäss UVG nicht übernommen
werden, auch wenn die betroffene Person UVG-versichert ist. Um dieses Problem zu
lösen, sollen – ähnlich wie bei Erbkrankheiten – Unfälle vor Vollendung des 16.
Altersjahres nicht als verursachende Unfallereignisse für Rückfälle oder Spätfolgen
berücksichtigt werden. Stattdessen soll das erste Ereignis ab Vollendung des 16.
Altersjahres als verursachendes Unfallereignis gelten. 
Im Februar 2019 gab die SGK-NR der parlamentarischen Initiative mit 13 zu 8 Stimmen
bei 3 Enthaltungen keine Folge, da es gemäss der Kommissionsmehrheit gegen das
Rückwärtsversicherungsverbot verstossen würde, wenn die Unfallversicherung für
Unfälle bezahlen müsste, die passiert waren, als die Betroffenen nicht nach UVG
versichert waren. 
Diese Meinung teilte in der Frühjahrssession 2019 auch der Nationalrat, der die
parlamentarische Initiative zusammen mit dem Bundesratsgeschäft 18.037 zur
Abschreibung der Motion Darbellay behandelte. Mit 123 zu 55 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) entschied sich der Rat gegen Folgegeben. Die geschlossen stimmenden
SP- und Grünen-Fraktionen sowie einzelne Mitglieder der SVP-, der FDP- und der
CVP/EVP-Fraktion hätten sich für Folgegeben ausgesprochen. 92

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Das Suva-Obligatorium für gewisse Betriebe abschaffen wollte Diana Gutjahr (svp, TG)
im März 2019 mit einer parlamentarischen Initiative. Sie verlangte, dass zukünftig alle
Arbeitgebenden ihre Unfallversicherungseinrichtung frei wählen können sollten. Für die
Änderung führte sie zahlreiche Gründe an: Es sei immer öfters unklar, ob ein Betrieb in
den Zuständigkeitsbereich der Suva falle, zudem führe das aktuelle System zu einer
Ungleichbehandlung der Betriebe. Die Suva habe in der Vergangenheit ihren
Tätigkeitsbereich ausgeweitet und die Privatwirtschaft konkurriert, wodurch die
Wirtschaftsfreiheit verletzt worden sei. Zudem könne mit der Änderung der
Kostenwettbewerb gestärkt werden, wovor sich die Suva nicht zu scheuen brauche. Im
Gegenteil sei dies eine Win-Win-Situation, von der auch die Suva profitieren würde, da
sie womöglich neue Betriebe hinzugewinnen könnte, erklärte die Motionärin im
Rahmen der Nationalratsdebatte in der Herbstsession 2020. Die Mehrheit der SGK-NR
machte diesbezüglich jedoch keinen Handlungsbedarf aus: Die Suva leiste gute Arbeit,
zumal sie schlechte Risiken versichere und dennoch die tiefsten Prämien aller
Unfallversicherungen aufweise, betonte etwa Kommissionssprecherin Prelicz-Huber
(gp, ZH). Ihren höheren Ertragswert nutze sie für Investitionen, Unfallprävention,
Forschung und Weiterbildungen, zumal sie nicht gewinnorientiert sei und keine
Dividenden ausschütte. Mit 104 zu 78 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte der
Nationalrat der Kommissionsmehrheit und gab der parlamentarischen Initiative keine
Folge. 93

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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